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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Mannheim
vom 15.Â Oktober 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Â 

Â 

Tatbestand

Der KlÃ¤ger begehrt â�� im Wege des Ã�berprÃ¼fungsverfahrens â�� die
GewÃ¤hrung einer BeschÃ¤digtengrundrente auf Grund einer â�� als SchÃ¤digung
anerkannten â�� achtmonatigen Inhaftierung in der ehemaligen Deutschen
Demokratischen Republik (DDR).

Er ist 1948 in R in T (zwischenzeitlich Bezirk G) geboren und in der DDR
aufgewachsen. Er wohnte spÃ¤ter in B. Nach seinen spÃ¤teren Angaben wurde sein
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Vater, der als selbststÃ¤ndiger Unternehmer tÃ¤tig war, in den 1950-er Jahren
enteignet und von den BehÃ¶rden der DDR verfolgt. Der KlÃ¤ger hat Ausbildungen
zum Mechaniker und Werkzeugmacher und ein Studium zum Ingenieur,
Fachrichtung wissenschaftlicher GerÃ¤tebau, absolviert. Aus seiner BerufstÃ¤tigkeit
als Ingenieur im VEB (Volkseigener Betrieb) ElektrogerÃ¤te B ist der KlÃ¤ger â��
nach eigenen Angaben aus politischen GrÃ¼nden â�� 1975 entlassen worden.
Danach war er als Schlosser tÃ¤tig. Zuletzt arbeitete er als Betriebsingenieur im
VEB Transportgummi B. Er hat mit 21 Jahren geheiratet und hat zwei â�� 1970 und
1977 geborene â�� TÃ¶chter, die nicht mehr in seinem Haushalt leben. Zusammen
mit seiner Ehefrau bewohnt er ein Eigenheim mit circa 400 qm GrundstÃ¼ck,
welches von ihm unterhalten wird.

Nachdem er wÃ¤hrend eines Urlaubs in der (ehemaligen) T1 einem Westdeutschen
Studenten von seinem abgelehnten Ausreiseantrag erzÃ¤hlt hatte und dieser einen
Zeitungsartikel darÃ¼ber verÃ¶ffentlichte, wurde er am 16. November 1988 von
den BehÃ¶rden der DDR verhaftet. Er verbrachte zunÃ¤chst zweieinhalb Monate in
Untersuchungshaft in einem GefÃ¤ngnis des Ministeriums fÃ¼r Staatssicherheit in
G. Am 6. Februar 1989 verurteilte ihn das Kreisgericht (KrG) G. (Az.: S 23/89) wegen
â��ungesetzlicher Verbindungsaufnahmeâ�� zu der Freiheitsstrafe von zwei Jahren
und zwei Monaten. Seine Ehefrau war ebenfalls verhaftet worden und wurde
gleichermaÃ�en verurteilt. Der KlÃ¤ger und seine Ehefrau waren danach in der
Justizvollzugsanstalt (JVA) B1 inhaftiert. Nach den spÃ¤teren Angaben des KlÃ¤gers
beruhte die Verurteilung auf einem Ausreiseantrag der Familie und der
AnkÃ¼ndigung, gegen die Ablehnung dieses Antrags demonstrieren zu wollen; vor
allem darauf, dass in einer Zeitung in der damaligen Bundesrepublik ein Artikel
Ã¼ber den Fall erschienen war.

Am 27. Juli 1989 wurden er und seine Ehefrau nach ihrem Freikauf durch die
Bundesrepublik Deutschland (BRD) aus der Haft entlassen. Sie reisten noch am
selben Tag in das Bundesgebiet ein und wurden in der Aufnahmestelle G1
untergebracht. Sie wurden dem Land B2 zugewiesen und nahmen im August 1989
Wohnung im R1Kreis.

Auf den Antrag des KlÃ¤gers vom 23. August 1989 hin erteilte das Landratsamt
(LRA) des R1Kreises am 13. September 1990 die Bescheinigung nach Â§Â 10
Abs.Â 4 HÃ¤ftlingshilfegesetz (HHG), wonach er Opfer einer rechtsstaatswidrigen
Inhaftierung in der DDR war und AusschlussgrÃ¼nde nach Â§Â 2 HHG nicht
vorlagen.

Bereits am 12. September 1989 beantragte der KlÃ¤ger erstmals Versorgung nach
dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) und machte â��psychosomatische
Beschwerdenâ�� geltend. Er legte die Bescheinigung des S vom 29. August 1989
vor, wonach bei ihm Oberbauchbeschwerden, VÃ¶llegefÃ¼hl und SchlafstÃ¶rungen
vorlÃ¤gen. Ferner reichte er unter anderem seinen Ausweis fÃ¼r Arbeit und
Sozialversicherung zur Akte, in dem auch die Heilbehandlungen seit 1965
verzeichnet waren. 

Der KlÃ¤ger war an seinem neuen Wohnort ab dem 1. Dezember 1989 als
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Instandhaltungs- bzw. Sicherheitsingenieur vollschichtig berufstÃ¤tig.

Im Auftrag des Beklagten erstattete der G2 das Gutachten vom 2. Juli 1990. Dort
berichtete der KlÃ¤ger, in der JVA B1 hÃ¤tten die â��Ã¼blichen
menschenunwÃ¼rdigen ZustÃ¤ndeâ�� geherrscht. Er sei in eine Zehn-Mann-Zelle
mit Kriminellen eingesperrt worden. Z.T. habe er schlecht geschlafen, einmal habe
er eine Schlaftablette genommen. Einmal sei in seinem rechten Auge eine Ader
geplatzt, diese Verletzung sei behandelt worden, Folgen seien nicht
zurÃ¼ckgeblieben. Die Arbeitsbelastung durch Instandhaltungsarbeiten an
Bahnwaggons sei auszuhalten gewesen. Belastet hÃ¤tten ihn im Wesentlichen die
VerhÃ¶re; dort habe man versucht, seine SchuldgefÃ¼hle auszunutzen und die
Ehefrau gegen ihn auszuspielen. G2 fÃ¼hrte aus, nach der Ã�bersiedlung hÃ¤tten
leichtere psychovegetative StÃ¶rungen bestanden, die sich inzwischen, auch nach
der Arbeitsaufnahme, verloren hÃ¤tten. Ã�rztliche Behandlungen oder Medikationen
seien nicht notwendig. Der KlÃ¤ger wirke nicht durch die Haft belastet, sondern
eher durch SchuldgefÃ¼hle auch gegenÃ¼ber seiner Ehefrau, die sich darauf
bezÃ¶gen, dass nach dem Fall der Mauer die GrÃ¼nde fÃ¼r die Flucht weggefallen
seien. Die MdE (Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit â�� zwischenzeitlich als Grad der
SchÃ¤digung [GdS] bezeichnet) betrage unter 25 v. H..

Der Beklagte erlieÃ� den Erstanerkennungsbescheid vom 5. MÃ¤rz 1991. Darin
fÃ¼hrte er aus, als Folge der Inhaftierung sei â��fÃ¼r die Zeit vom 27. Juli 1989 bis
zum 2. Juli 1990 (â�¦) ein psychovegetatives Syndromâ�� hervorgerufen worden,
eine MdE von 25 v. H. werde nicht erreicht, sodass eine Rente nicht begehrt werden
kÃ¶nne, allerdings bestehe fÃ¼r den anerkannten Zeitraum Anspruch auf
Heilbehandlung. Der KlÃ¤ger erhob, beschrÃ¤nkt auf die Befristung insbesondere
des Heilbehandlungsanspruchs, Widerspruch. Diesen wies der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 3.Â Juni 1991 zurÃ¼ck.

Bereits am 15. Juni 1990 hatte der KlÃ¤ger â�� noch bei den Gerichten der DDR â��
Rehabilitierung beantragt. Mit Beschluss vom 13. Mai 1991 hob das Bezirksgericht
(BezG) G. (Az.:Â 3Â RehaÂ 356/91) das Urteil des KrG G. vom 6. Februar 1989 auf,
stellte fest, dass der KlÃ¤ger im Umfang der Urteilsaufhebung rehabilitiert war und
sprach ihm â��dem Grunde nach AnsprÃ¼che nach MaÃ�gabe des
Rehabilitierungsgesetzesâ�� zu. Die rechtliche Grundlage dieser
Rehabilitierungsentscheidung des BezG G. waren Â§Â§Â 1 Abs.Â 1, 3 Abs.Â 1,
Abs.Â 2 Nrn. 3 und 4 des Rehabilitierungsgesetzes der DDR (RehabG-DDR) vom 6.
September 1990 (GBl. der DDR vom 18.Â September 1990, S. 1459). Dieses Gesetz
war noch von der letzten, frei gewÃ¤hlten Volkskammer der DDR verabschiedet
worden. Die Regelungen dieses Gesetzes Ã¼ber die strafrechtliche Rehabilitierung,
darunter auch Â§Â§Â 1 und 3, galten nach der Wiedervereinigung Deutschlands im
Beitrittsgebiet fort. Diese Fortgeltung von Teilen des RehabG-DDR hatten die
Regierungen beider deutscher Staaten gemÃ¤Ã� Art.Â 9 Abs.Â 3 des Vertrags
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen
Republik Ã¼ber die Herstellung der Einheit Deutschlands (Einigungsvertrag â�� EV)
vom 31. August 1990 (BGBl II S. 889) in Art.Â 3 Nr. 6 der Vereinbarung zur
DurchfÃ¼hrung und Auslegung des Einigungsvertrages (EinigVtrVbg) vom
18.Â September 1990 (BGBl. II 1990, 885, 1239) vereinbart. Ebenso galten die

                             3 / 33

https://dejure.org/BGBl/BGBl%20II%201990,%20889
https://dejure.org/BGBl/BGBl.%20II%201990,%20885


 

Regelungen in Â§Â 7 Abs.Â 1 und 2 RehabG-DDR fort, wonach die Rehabilitierung
einen Anspruch auf soziale Ausgleichsleistungen begrÃ¼ndete, der sich in Art und
Umfang nach den Vorgaben des (bundesdeutschen) HHG richten sollte. Diese
fortgeltenden Teile des RehabG-DDR wurden durch Â§Â 27 Nr. 2 des Gesetzes
Ã¼ber die Rehabilitierung und EntschÃ¤digung von Opfern rechtsstaatswidriger
StrafverfolgungsmaÃ�nahmen im Beitrittsgebiet (Strafrechtliches
Rehabilitierungsgesetz â�� StrRehG), verkÃ¼ndet als Art.Â 1 des Ersten Gesetzes
zur Bereinigung von SED-Unrecht (1. SED-UnrechtsberG) vom 29. Oktober 1992
(BGBl I S. 1814), mit Wirkung ab dem 4. November 1992 aufgehoben. In Â§Â 26
Abs.Â 3 SatzÂ 1 StrRehaG ist bestimmt, dass fÃ¼r die FolgeansprÃ¼che aus einem
bis zum In-Kraft-Treten des StrRehaG abgeschlossenen Rehabilitierungsverfahrens
die Vorschriften des StrRehaG gelten.

Mit Bescheid vom 10. Juli 2001 erkannte der Beklagte bei dem KlÃ¤ger einen Grad
der Behinderung (GdB) von 30 wegen degenerativer VerÃ¤nderungen der
WirbelsÃ¤ule, Schulter-Arm-Syndrom, Fingerpolyarthrose, Funktionsbehinderung
des linken Kniegelenks, Leberschaden und Bluterkrankung an. Nachdem bei ihm
Ende 2004 ein Rektum-Karzinom diagnostiziert worden war, das spÃ¤ter operiert
wurde, stellte der Beklagte mit Bescheid vom 7. April 2005 einen GdB von 60 fest,
wobei er zusÃ¤tzlich die Enddarmerkrankung in HeilungsbewÃ¤hrung
berÃ¼cksichtigte. Nachdem festgestellt worden war, welches Stadium der Tumor
erreicht hatte, stellte der Beklagte mit Teil-Abhilfe-Bescheid vom 26. August 2005
den GdB mit 90 fest. 

Am 21. November 2008 beantragte der KlÃ¤ger â�� erneut â��
BeschÃ¤digtenversorgung wegen seiner Inhaftierung in der DDR. Er trug vor, das
Schulter-Arm-Syndrom und der Bandscheibenschaden seien Folgen der
Inhaftierung. Er leide ferner unter psychischen BeeintrÃ¤chtigungen in Form von
Wiedererleben der Verfolgung, Ein- und DurchschlafstÃ¶rungen im Sinne einer
Schlaf-Apnoe, innerer Unruhe, fehlender Belastbarkeit, Ã¼bersteigertem Misstrauen
und KonzentrationsschwierigÂkeiten. Er gab an, er habe in der JVA B1 unter
unwÃ¼rdigen Bedingungen im Drei-Schicht-System Kohlewaggons in Stand halten
mÃ¼ssen. Die ErnÃ¤hrung sei unzureichend gewesen, die Matratzen durchgelegen.
Zu der ungewohnten Arbeit seien die psychischen Belastungen wie die
Ungewissheit Ã¼ber das Schicksal von Frau und Kindern, das GefÃ¼hl der
unrechtmÃ¤Ã�igen Inhaftierung, das Fehlen von PrivatsphÃ¤re und die
Unterbringung mit Schwerverbrechern auf engstem Raum gekommen. 

Der Beklagte zog Befundberichte der behandelnden Ã�rzte bei. Der B3 berichtete
Ã¼ber einen Zustand nach (Z. n.) Rektum-Karzinom im Jahre 2005 mit anhaltenden
DurchfÃ¤llen und Oberbauchbeschwerden und einer Minderverfettung der Leber,
eine allgemeine Leistungsminderung mit Antriebslosigkeit und NachtschweiÃ�,
knÃ¶cherne Beschwerden an der linken Schulter, an der LWS und im Nackenbereich
im Sinne eines zervikalen Bandscheibenschadens sowie Ã¼ber ein Schlaf-Apnoe-
Syndrom. Er legte weitere Berichte vor, darunter den Brief von dem E (benigner
Lagerungsschwindel) und die Entlassungsberichte der Oklinik vom 15. MÃ¤rz 2005
(Z. n. Rektumkarzinom, AnpassungsstÃ¶rung und degeneratives Zervikalsyndrom)
und des Rehabilitationszentrums B4 vom 11. Juli 2006 (Folgen des operierten
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Karzinoms). Der K berichtete, der KlÃ¤ger leide gesichert an einer
posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung (PTBS), die Therapie werde alsbald
beginnen, die BeeintrÃ¤chtigungen beruhten mit allergrÃ¶Ã�ter Wahrscheinlichkeit
auf Traumatisierungen wÃ¤hrend der Haft in der DDR. Dieser Behandler legte den
Entlassungsbericht der K1-Klinik B5 Ã¼ber eine stationÃ¤re Rehabilitation des
KlÃ¤gers im November 2000 vor (Impingementsyndrom beider Schultern,
Cervicobrachialgie bds., Arthralgie Grundgelenk D V [Kleinfinger] links, Steatosis
hepatis I-II bei Eisenspeicherkrankheit).

Der Beklagte holte das orthopÃ¤dische Gutachten der S1 aufgrund ambulanter
Untersuchung vom 4. Januar 2010 ein. Danach bestehe bei dem KlÃ¤ger eine
BandscheibenschÃ¤digung im Bereich C6/7 mit Beteiligung der Nervenwurzel und
folgendem Schulter-Arm-Syndrom. Diese Beschwerden habe die Mehrheit der
BevÃ¶lkerung. Degenerative VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule seien typisch auf
Grund der einseitigen Belastung und der mangelnden sportlichen BetÃ¤tigung. Bei
dem KlÃ¤ger gebe es keinen Anhaltspunkt fÃ¼r einen Zusammenhang mit der
schweren Arbeit wÃ¤hrend der Inhaftierung.

Weiter holte der Beklagte das psychiatrische Gutachten des L aufgrund ambulanter
Untersuchung vom 19. MÃ¤rz 2010 ein. Danach sei durch die Inhaftierung bei dem
KlÃ¤ger durchaus eine posttraumatische Symptomatik aufgetreten, die sich in der
Folgezeit durch ein erhÃ¶htes Misstrauen, ein gelegentliches Wiedererinnern,
gelegentliche AlbtrÃ¤ume, leichtere Stimmungsschwankungen, gelegentliches
GrÃ¼beln und eine leicht erhÃ¶hte affektive DurchlÃ¤ssigkeit ausgezeichnet habe.
Diese StÃ¶rung sei unterschiedlich stark ausgeprÃ¤gt gewesen. Nachhaltige und
schwerwiegende BeeintrÃ¤chtigungen der Lebens- und GestaltungsmÃ¶glichkeiten
hÃ¤tten sich nicht ausgeprÃ¤gt. Dem KlÃ¤ger sei im Westen eine sehr gute
berufliche und soziale Integration gelungen. Er unterhalte zahlreiche soziale
Kontakte. Ein ausgeprÃ¤gtes Vermeidungsverhalten kÃ¶nne auch bei mehreren
Besuchen an den Orten der Inhaftierung nicht festgestellt werden. Die Symptome
des KlÃ¤gers erfÃ¼llten nicht die Voraussetzungen einer PTBS nach F43.1 der
ICD-10 GM. Vielmehr liege eine sonstige Reaktion auf schwere Belastung (F43.8
ICD-10 GM) vor. Diese bestehe seit 1989. Ob zumindest zwischenzeitlich (auch)
andere, schÃ¤digungsunabhÃ¤ngige Ereignisse wie die Karzinom-Erkrankung auf
die psychische Erkrankung eingewirkt hÃ¤tten, kÃ¶nne nicht zweifelsfrei festgestellt
werden. Der GdS, gemessen am Gesamtbild der psychischen BeeintrÃ¤chtigungen,
betrage 15 bis 20. 

L1 schloss sich versorgungsÃ¤rztlich zunÃ¤chst dem von L vorgeschlagenen GdS
von 20 an. Auf Nachfrage des Beklagten, fÃ¼hrte sie aus, dass davon ausgegangen
werden mÃ¼sse, dass ein Teil der psychischen BeeintrÃ¤chtigung auf
schÃ¤digungsunabhÃ¤ngige EinflÃ¼sse wie die internistischen und
orthopÃ¤dischen Erkrankungen, die tiefe EnttÃ¤uschung und KrÃ¤nkung in Bezug
auf den Umgang mit DDR-Unrecht und den ausgeprÃ¤gten Wunsch nach
Wiedergutmachung zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Es sei darauf hinzuweisen, dass die
Wiedererinnerungen an die Haft erst 2005 aufgetreten seien. Der GdS betrage
daher nur 10.
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Mit Bescheid vom 16. August 2010 erkannte der Beklagte â��im Anschluss an den
Bescheid vom 28. Februar 1991 (â�¦) nunmehr (â�¦) eine sonstige Reaktion auf
Inhaftierungâ�� als Folgen einer SchÃ¤digung â��nach Â§Â 21 StrRehaGâ�� an. Der
GdS betrage 10. Ein Anspruch auf Grundrente bestehe nicht, allerdings kÃ¶nne
Heilbehandlung begehrt werden. Die geltend gemachten BeeintrÃ¤chtigungen auf
kÃ¶rperlichem Gebiet seien nicht schÃ¤digungsbedingt. Eine besondere berufliche
Betroffenheit komme nicht in Betracht. Hinsichtlich des frÃ¼heren Bescheids
fÃ¼hrte der Beklagte aus, dem Antrag des KlÃ¤gers auf Neufeststellung nach 
Â§Â 48 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGBÂ X) sei ab dem 1.Â November 2008
stattzugeben.

Der KlÃ¤ger erhob Widerspruch. Er kÃ¶nne dem Argument von L nicht folgen, die
Karzinom-Erkrankung sei nicht Ursache der psychischen BeeintrÃ¤chtigungen.
Diese hÃ¤tten schon vor 2005 vorgelegen. Vor der Inhaftierung habe er auch keine
Beschwerden am RÃ¼cken oder im Schulter-Arm-Bereich gehabt.

Nach Einholung eines weiteren Befundscheins bei B3 und einer
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme bei S2 erlieÃ� der Beklagte den
zurÃ¼ckweisenden Widerspruchsbescheid vom 8. MÃ¤rz 2011. 

Zwischenzeitlich hatte der Beklagte mit Bescheid vom 16. November 2011,
bestÃ¤tigt durch Widerspruchsbescheid vom 10. Mai 2011, den GdB wegen Ablaufs
der HeilungsbewÃ¤hrung auf 50 herabgesetzt.

Am 30. MÃ¤rz 2011 erhob der KlÃ¤ger erstmals Klage beim Sozialgericht (SG)
Mannheim und beantragte, den Beklagten zur Anerkennung eines GdS von (genau)
25 und zu einer entsprechenden EntschÃ¤digung zu verurteilen. Er legte dort einen
Zeitungsartikel (â��In KopfhÃ¶he ausgerichtetâ��, DER SPIEGEL 20/1999, S. 42)
Ã¼ber die Bestrahlung von HÃ¤ftlingen in der DDR mit RÃ¶ntgenstrahlen, die
spÃ¤ter gehÃ¤uft zu Karzinom-Erkrankungen fÃ¼hrten, vor. Er fÃ¼hrte dazu aus,
gegebenenfalls sei auch seine Krebserkrankung so verursacht worden.

Zur weiteren SachaufklÃ¤rung holte das SG die sachverstÃ¤ndige Zeugenaussage
des K ein. Dieser bekundete, der KlÃ¤ger habe ihm gegenÃ¼ber angeben, er habe
ab 2004 nicht mehr ein- und durchschlafen kÃ¶nnen, nachdem er bei einem Besuch
in den neuen LÃ¤ndern seinen damaligen Richter, der nun als Anwalt arbeite,
aufgesucht und mit der damaligen Verurteilung konfrontiert habe, und sich dieser
an nichts mehr erinnert hÃ¤tte, er sich durch das Rektum-Karzinom tÃ¶dlich
bedroht gefÃ¼hlt habe und nachdem sein Antrag auf RÃ¼ckÃ¼bertragung des
Unternehmens, das in den 1950-er Jahren seinem Vater entzogen worden sei,
abgelehnt worden sei. Die AlbtrÃ¤ume seien immer schlimmer geworden. Der
KlÃ¤ger wache fast jede Nacht schreiend und schweiÃ�gebadet auf. Vor Beginn der
Behandlung 2010 hÃ¤tten Suizidgedanken bestanden. Es liege eine komplexe
TraumafolgestÃ¶rung im Sinne einer PTBS (F43.1 ICD-10 GM) vor. Die nachhaltig
traumatisierenden Erlebnisse wÃ¤hrend der Inhaftierung seien ursÃ¤chlich fÃ¼r
diese Erkrankung. Sie sei durch die â�� anderen â�� genannten Erfahrungen
reaktualisiert worden. Es finde eine langsame Bearbeitung in einer
4-wÃ¶chentlichen tiefenpsychologisch fundierten Therapie seit Juni 2009 statt, die
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noch fÃ¼r einen lÃ¤ngeren Zeitraum notwendig sei.

AnschlieÃ�end erhob das SG von Amts wegen das Gutachten des Chefarztes der
Klinik fÃ¼r Allgemeinpsychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik im Klinikum W,
S3, vom 25. Februar 2013. Dieser fÃ¼hrte aus, die Kriterien einer PTBS nach F43.1
ICD-10 kÃ¶nnten nicht im Vollbild festgestellt werden. Dies gelte zunÃ¤chst fÃ¼r
das B-Kriterium. Es sei fraglich, ob die vom KlÃ¤ger benannten AuslÃ¶ser fÃ¼r
Wiedererinnerungen (Klinkerbauten und geklinkerte WÃ¤nde, KlÃ¤ffen von Hunden,
GerÃ¼che Ã¶ffentlicher WCs) psychopathologische Relevanz in Form besonderer
Lebhaftigkeit oder gar Flash-back-Charakter hÃ¤tten. In den ersten Jahren nach der
Inhaftierung seien solche Symptome nur selten und nur unter besonderen
UmstÃ¤nden aufgetreten. Ferner sei das D-Kriterium (HypersensitivitÃ¤t) nicht mit
hinreichender Sicherheit erfÃ¼llt. Es lÃ¤gen allenfalls zwei Unterkriterien vor, wobei
die vom KlÃ¤ger angegebenen Konzentrationsdefizite bei der Begutachtung mit
mehreren Testungen nicht nachweisbar gewesen seien und der KlÃ¤ger seine
SchlafstÃ¶rungen wenig dramatisch schildere. NervositÃ¤t im Sinne von
Reizbarkeit, WutausbrÃ¼chen oder Schreckhaftigkeit sowie eine Hypervigilanz
hÃ¤tten nicht vorgelegen. Das E-Kriterium (Auftreten der anderen Symptome
binnen sechs Monaten) sei ebenfalls nicht erfÃ¼llt. Insgesamt zeige sich daher
keine PTBS, sondern eine sonstige Reaktion auf schwere Belastung (F43.8 ICD-10).
Andere psychische Erkrankungen, etwa eine depressive Episode, lÃ¤gen nicht vor.
Zur KausalitÃ¤t fÃ¼hrte S3 aus, dass nach fachwissenschaftlichem Kenntnisstand
auch eine â��subsyndromale PTBSâ��, wie hier, auf einem multifaktoriellen
Bedingungsgeflecht beruhe. Bei dem KlÃ¤ger hÃ¤tten sich keine Hinweise auf eine
Vorerkrankung ergeben, allenfalls habe es eine Sensibilisierung wegen der
Verfolgung des Vaters in den 1950-er Jahren gegeben. Vor diesem Hintergrund
stelle die Inhaftierung den wesentlichen Grund fÃ¼r die psychischen
BeeintrÃ¤chtigungen dar. Dass die Symptome erst 2004/2005 bei anderen
Belastungen zu Tage getreten seien, sei eine klinisch nicht selten anzutreffende
Konstellation. Dies Ã¤ndere nichts an der wesentlichen Bedeutung des
SchÃ¤digungsereignisses. Die aus der Erkrankung des KlÃ¤gers folgenden
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen seien vergleichsweise blande und bestÃ¤nden â��
nur â�� in durch bestimmte Trigger ausgelÃ¶sten Erinnerungen, SchlafstÃ¶rungen
und einem gewissen Vermeidungsverhalten in Bezug auf spezifische
Raumsituationen. Vor diesem Hintergrund sei der GdS ab Anfang 2005 auf 10, ab
Anfang 2015 auf 15 zu schÃ¤tzen. Sicher liege keine wesentliche EinschrÃ¤nkung
der Erlebnis- und GestaltungfÃ¤higkeit vor.

Auf Antrag und Kostenrisiko des KlÃ¤gers beauftragte das SG die E1 mit einer
Begutachtung. Die SachverstÃ¤ndige fÃ¼hrte in ihrem
SachverstÃ¤ndigengutachten vom 15. Januar 2014 aus, dass das Vollbild einer PTBS
vorliege, andere psychische StÃ¶rungen kÃ¶nnten ausgeschlossen werden. Auch
die Kriterien, die S3 verneint habe, seien erfÃ¼llt. Dies gelte zunÃ¤chst fÃ¼r das B-
Kriterium. Es lÃ¤gen deutliche Intrusionen vor. Der KlÃ¤ger reagiere mit
Herzklopfen und SchweiÃ�ausbrÃ¼chen z. B. auf tÃ¤towierte Menschen und auf
Hundegebell. Er fÃ¼hle sich dann zurÃ¼ckversetzt in ohnmÃ¤chtige und
hoffnungslose Lagen. Diese Symptome habe der KlÃ¤ger glaubhaft geschildert.
Dass sie in den Aktenunterlagen so nicht dokumentiert worden seien, beruhe
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darauf, dass die stationÃ¤ren Behandlungen des KlÃ¤gers nicht auf psychische
Erkrankungen ausgerichtet gewesen seien. UnabhÃ¤ngig hiervon sei die psychische
Belastung durch die Haft wÃ¤hrend der stationÃ¤ren Behandlung in der Oklinik
notiert worden. Das D-Kriterium sei bereits durch die zwei Unterkriterien
SchlafstÃ¶rungen und AlbtrÃ¤ume erfÃ¼llt, darÃ¼ber hinaus berichte der KlÃ¤ger
glaubhaft Ã¼ber eine teils vermehrte Reizbarkeit bei den Themen â��ungerechte
Behandlungâ��, â��Stasiâ�� und â��autoritÃ¤rer Umgangstonâ��. Auch der
zeitliche Abstand des Auftretens der Symptome zur Haft sei erklÃ¤rlich, nach einer
klinischen Studie aus Dresden trete bei immerhin 10 % aller Haftopfer das Vollbild
einer PTBS noch nach Jahrzehnten auf. Es seien auch die massiven SchuldgefÃ¼hle
des KlÃ¤gers unberÃ¼cksichtigt geblieben. Der GdS fÃ¼r das Vollbild der PTBS sei
auf 30 einzuschÃ¤tzen, diese habe sich seit der Berentung des KlÃ¤gers 2010
klinisch manifestiert. Seitdem sei der KlÃ¤ger in seiner Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit deutlich eingeschrÃ¤nkt. Eine besondere berufliche
Betroffenheit habe nicht vorgelegen, da der KlÃ¤ger immer in der Lage gewesen
sei, einer beruflichen TÃ¤tigkeit nachzugehen und durch seine Familie eine gute
soziale UnterstÃ¼tzung erfahren habe.

S3 fÃ¼hrte ergÃ¤nzend gehÃ¶rt aus, dass die abweichenden Ergebnisse
methodisch bedingt seien. Die E1 Ã¼bernehme die Beschwerdeangaben des
KlÃ¤gers eins zu eins, wodurch Beschwerdeschilderung und Befund vermischt
wÃ¼rden. Er habe die Beschwerdeangaben mit aktuellen Befunden und
aktenkundigen Vorbefunden und Angaben abgeglichen. Dies sei fÃ¼r ein
SachverstÃ¤ndigengutachten von zentraler Bedeutung. So sei der KlÃ¤ger
wÃ¤hrend der Begutachtung mit KlinkerwÃ¤nden konfrontiert gewesen, habe aber
keine pathologische Reaktion gezeigt. Auch kognitive Dysfunktionen seien nicht
festzustellen gewesen. Dies spreche gegen aktuelle Wiedererinnerungen. Es sei
unschlÃ¼ssig, weshalb der GdS erst ab 2010 mit 30 zu bewerten sein solle, wenn
die PTBS schon zuvor vorgelegen haben solle und nach Auffassung der
SachverstÃ¤ndigen immer zu einem GdS von 30 fÃ¼hre. 

Mit Urteil auf Grund mÃ¼ndlicher Verhandlung vom 7. Mai 2015 wies das SG die
Klage ab. Ob eine PTBS oder eine andere psychische Erkrankung als Folge der
Inhaftierung vorliege, kÃ¶nne offen bleiben. Der allein geltend gemachte Anspruch
auf eine BeschÃ¤digtengrundrente nach einem GdS um 25 bestehe nicht, denn der
GdS liege nicht Ã¼ber 20. Es sei der EinschÃ¤tzung des S3 zu folgen. Eine
wesentliche EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit kÃ¶nne nicht
gesehen werden. Der KlÃ¤ger habe im Westen sofort FuÃ� gefasst und lange
gearbeitet. Schon bei L habe er im Einzelnen eine gute soziale Integration
beschrieben. Die Familie sei intakt, es bestÃ¼nden enge Kontakte zu den Kindern.
Der KlÃ¤ger habe Freunde und Kontakte zu Nachbarn, sei im SchÃ¼tzenverein und
verrichte gern handwerkliche TÃ¤tigkeiten. Zwar hÃ¤tten sich â�� wie vom KlÃ¤ger
befÃ¼rchtet â�� bei Beginn der Rente die Erinnerungen an die Haft verstÃ¤rkt, aber
weitergehende EinschrÃ¤nkungen bei der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft
seien hieraus nicht entstanden. Der KlÃ¤ger fÃ¼lle den Vormittag mit Gartenarbeit,
Einkaufen und Handwerken in der eigenen Werkstatt aus. Er helfe beim Kochen und
im Haushalt. Nachmittags arbeite er ebenso, einen Teil des Tages sei er am
Computer mit Fotos und Videos beschÃ¤ftigt. Er unterhalte weiterhin soziale
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Kontakte in die neuen LÃ¤nder. Soweit die E1 stÃ¤rkere EinschrÃ¤nkungen in den
sozialen AktivitÃ¤ten angenommen habe, entspreche dies nicht den frÃ¼heren
Angaben des KlÃ¤gers wie z. B. bei S3. Unzutreffend sei auch ihre Annahme, eine
PTBS fÃ¼hre immer zu einem â��Mindest-GdSâ�� von 30. Ein solcher GdS setze
eine wesentliche EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit voraus,
die die SachverstÃ¤ndige nicht nachvollziehbar begrÃ¼ndet habe. 

Gegen das Urteil legte der KlÃ¤ger Berufung beim Landessozialgericht Baden-
WÃ¼rttemberg (LSG â�� L 6 VH 2746/15) ein und machte geltend, dass er sich in
sein neues Umfeld im Westen nicht richtig integriert habe. Nach der Haftzeit habe
er wegen Misstrauens keine neuen Freunde gefunden. Er habe nur zu einem
Nachbarn Kontakte entwickelt. Er nehme an Feierlichkeiten wie Tanzen oder
Fasching nicht teil. Er kÃ¶nne sich nicht mehr freuen und keine positiven GefÃ¼hle
mehr entwickeln. Die von der E1 ermittelten Hinweisreize, die Wiedererinnerungen
auslÃ¶sten, vermeide er konsequent. Soweit S3 darauf abstelle, dass er auf die
KlinkerwÃ¤nde im Klinikum W nicht reagiert habe, sei darauf hinzuweisen, dass es
auf die Art der KlinkergebÃ¤ude ankomme. Er reagiere nur auf Architektur aus der
ersten HÃ¤lfte des 20. Jahrhunderts. Die EinschÃ¤tzung der E1, eine PTBS
begrÃ¼nde einen Mindest-GdS von 30, treffe nach dem Beschluss des Ã�rztlichen
SachverstÃ¤ndigenbeirats Versorgungsmedizin bei Bundesministerium fÃ¼r Arbeit
und Soziales (BMAS) vom 6./7. November 2008 zu. Auf die in erster Instanz in den
Vordergrund gerÃ¼ckten Diagnosen komme es im Rahmen des Rentenbegehrens
aber nicht an.

Weiter legte er eine Stellungnahme von K2, Beratungsstelle fÃ¼r politisch
Traumatisierte der SED-Diktatur, vom 25. September 2015 vor. Darin wurde
ausgefÃ¼hrt, dass S3 die Ergebnisse eines selbst durchgefÃ¼hrten Tests, die auf
eine PTBS hindeuteten, nicht gewÃ¼rdigt habe. Sein Vorwurf gegenÃ¼ber der E1
nur die Angaben des KlÃ¤gers zu Grunde gelegt zu haben, treffe nicht zu, vielmehr
habe die SachverstÃ¤ndige mit dem SCID-PTSD eines der bestvalidierten
diagnostischen Interviews mit Screening-Fragen zu allen Symptomkomplexen der
PTBS durchgefÃ¼hrt. Soweit S3 auf die fehlende Reaktion des KlÃ¤gers auf
KlinkerwÃ¤nde hingewiesen habe, sei darauf hinzuweisen, dass klinisch hohe
psychische ErregungszustÃ¤nde bekannt seien, bei denen die Betroffenen
Ã¤uÃ�erlich ungerÃ¼hrt wirkten und dass emotionslose Schilderungen
traumatypische Abspaltungen sein kÃ¶nnten. Hierauf deute auch das hohe soziale
Anpassungsniveau des KlÃ¤gers hin, das beide SachverstÃ¤ndige festgestellt
hÃ¤tten. Ferner legte der KlÃ¤ger den genannten Beschluss des
SachverstÃ¤ndigenbeirats beim BMAS vor.

Zu diesen Angaben und Unterlagen nahm S3 am 7. April 2016 ergÃ¤nzend Stellung
und fÃ¼hrte aus, dass auch nach dem Beiratsbeschluss kein GdS von 30
vorschlagen werden kÃ¶nne, da er nicht das Vollbild einer PTBS diagnostiziert habe.
Die Ergebnisse des genannten Tests (PTSS-10, IES-R) habe er gewÃ¼rdigt, solche
SymptomfragebÃ¶gen seien als Screeninginstrument hilfreich, um
Verdachtsdiagnosen zu generieren, eine abschlieÃ�ende Diagnose kÃ¶nne jedoch
erst nach einer gezielten und kritischen (klinischen) PrÃ¼fung der notwendigen
Symptome gestellt werden. Dies gelte im Ã�brigen auch fÃ¼r den von der E1

                             9 / 33

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%206%20VH%202746/15


 

verwandten PTSS-10, den K2 als â��Goldstandardâ�� bezeichnet habe. An der
EinschÃ¤tzung, dass zwei der vier notwendigen Kriterien einer PTBS nicht
nachweisbar erfÃ¼llt seien, mÃ¼sse festgehalten werden. Soweit K2 dies auf ein
hohes soziales Anpassungsniveau des KlÃ¤gers zurÃ¼ckfÃ¼hre, beruhe dies auf
bloÃ�en MutmaÃ�ungen. Im Weiteren beantwortete S3 noch eine Nachfrage zur
Differenzierung zwischen Beschwerdeschilderungen und Befunderhebungen vor der
Stellung einer psychiatrischen Diagnose.

Die Berufung wies der Senat mit Urteil vom 12. Januar 2017 zurÃ¼ck. Es kÃ¶nne
offenbleiben, welche genaue Diagnose vorliege, da die Versorgungsmedizinischen
GrundsÃ¤tze (VG) bei der Feststellung des GdS von FunktionseinbuÃ�en ausgingen,
die aus einer Erkrankung folgten. Nach den VG, Teil B, Nr. 3.7 werde auf das
AusmaÃ� der EinschrÃ¤nkungen in der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit oder der
sozialen Anpassungsschwierigkeiten des Betroffenen abgestellt. Aus dem Beschluss
des SachverstÃ¤ndigenbeirats folge nicht, dass sich die GdS-Bewertung nach der
medizinischen Diagnose richte. Die bei dem KlÃ¤ger aus der psychischen
Erkrankung resultierenden funktionellen EinbuÃ�en begrÃ¼ndeten keinen GdS von
wenigstens 25, sodass kein Anspruch auf Rente bestehe.

Die beim Bundessozialgericht (BSG) eingelegte Nichtzulassungsbeschwerde wurde
mit Beschluss vom 10. Juli 2017 (BÂ 9Â VÂ 12/17Â B) als unzulÃ¤ssig verworfen.

Bereits am 18. Dezember 2017 beantragte der KlÃ¤ger zum dritten Mal â��
streitgegenstÃ¤ndlich â�� die Ã�berprÃ¼fung der Bescheide vom 13.Â September
1990, 5. MÃ¤rz 1991 und 16. August 2010 und die GewÃ¤hrung einer
BeschÃ¤digtengrundrente nach einem GdS von mindestens 30 ab dem 1. Januar
2013. Er machte geltend, dass er auf dem Boden einer erhÃ¶hten KrÃ¤nkbarkeit
und eines starken GerechtigkeitsgefÃ¼hls aufgrund von Ereignissen in den DDR aus
den 50er und 70er Jahren eine politische Verfolgung sowie Inhaftierung erlitten
habe. Er sei in der berÃ¼chtigten Strafanstalt in B1 inhaftiert gewesen, in der
politische Gefangene zusammen mit Schwerstkriminellen untergebracht gewesen
seien. In einer neueren zusammenfassenden VerÃ¶ffentlichung aus 2013 werde
ausgefÃ¼hrt, dass die komplexe TraumafolgestÃ¶rung eine ProzessstÃ¶rung sei
und kein statisches StÃ¶rungsbild, es sich also im Verlauf Ã¤ndern kÃ¶nne. Die
persÃ¶nliche Einstellung zur eigenen Person und die zur Welt wÃ¼rden hÃ¤ufig
nachhaltig und in umfassender Weise durch das Trauma verÃ¤ndert. Es komme in
diesem Zusammenhang oft zu zusÃ¤tzlichen anderen Symptombildungen und es
fÃ¤nden sich Ã�berschneidungen mit anderen psychischen Krankheitsbildern. Eine
eindeutige Zuordnung in die mÃ¶glichen TraumafolgestÃ¶rungen nach ICD-10 und
DSM-V sei dann hÃ¤ufig nicht mÃ¶glich. Insoweit werde auf die Darlegungen der
zentralen Gutachterin fÃ¼r das Bundesland T E1 Bezug genommen. Es bestÃ¼nden
konkurrierende Ursachen, die keine manifesten Erkrankungen seien, sondern im
Gegenteil allenfalls die VulnerabilitÃ¤t, eine PTBS wegen politischer Verfolgung zu
erleiden, erhÃ¶ht hÃ¤tten. Dieser Kausalzusammenhang sei aber vom Schutzzweck
des Gesetzes umfasst. Nach dem Beiratsbeschluss des Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigenbeirats sei bei einem Vollbild einer PBTS ein GdS von wenigstens
30 zwangslÃ¤ufig angemessen. Dieses erfÃ¼lle er insbesondere nach seiner
vorzeitigen Berentung im Alter von 63 Jahren mit verstÃ¤rkten SchlafstÃ¶rungen
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und einschlÃ¤gigen AlbtrÃ¤umen. Seine Ehefrau kÃ¶nne die angegebene
Symptomatik und die hierdurch eingetretene Belastung in der Ehe bestÃ¤tigen. Die
Beurteilungen seien auf SachverstÃ¤ndigengutachten gestÃ¼tzt worden, die nicht
den Anforderungen des Gesetzgebers an Gutachten auf diesem besonders
sensiblen Fachgebiet entsprÃ¤chen. Nach dem Willen des Gesetzgebers sollten auf
diesem Fachgebiet nur geschulte und besonders sachkundige Gutachter beauftragt
werden, die nach MÃ¶glichkeit â��zentralâ�� eingesetzt wÃ¼rden und bestehende
BeweiserleichterungsmÃ¶glichkeiten konsequent und korrekt ausschÃ¶pften
(Rundschreiben vom 5. September 1997). Auch der 9. Senat des BSG habe
mehrfach von den SachverstÃ¤ndigen eine Kenntnis der einschlÃ¤gigen
medizinischen Fachliteratur gefordert (BÂ 9Â VHÂ 3/09Â B und BÂ 9Â VÂ 17/11Â B).
Als einzige in diesem Sinne zentral eingesetzte SachverstÃ¤ndige habe hier E1 ein
Gutachten erstattet und sich angemessen mit den (nicht ausreichend
sachkundigen) Vorgutachten auseinandergesetzt. Das Land B1 wende seit April
2017 Kriterien fÃ¼r die besondere Sachkunde von Gutachtern an, die weder L noch
S3 erfÃ¼llten, wohl aber die zentrale SachverstÃ¤ndige fÃ¼r das Land T E1.
ErgÃ¤nzend hat er eine ZeugenerklÃ¤rung seiner Ehefrau vorgelegt (vgl. Blatt 262
VerwAkte).

S4 fÃ¼hrte versorgungsÃ¤rztlich aus, dass sich aus der Aussage der Ehefrau des
KlÃ¤gers keine neuen Gesichtspunkte ergÃ¤ben. Die beschriebene Symptomatik sei
bereits im SachverstÃ¤ndigengutachten des S3 ausfÃ¼hrlich erÃ¶rtert worden und
es seien keine GrÃ¼nde ersichtlich, weshalb man diesem nicht folgen solle. Ein GdS
von wenigstens 25 kÃ¶nne nicht festgestellt werden.

Mit Bescheid vom 10. April 2018 lehnte das LRA den Antrag ab. Unter
BerÃ¼cksichtigung der vorgelegten ZeugenerklÃ¤rung ergÃ¤ben sich keine neuen
Gesichtspunkte. Die beschriebene Symptomatik sei bereits von S3 ausfÃ¼hrlich
erÃ¶rtert worden.

Gegen den Bescheid erhob der KlÃ¤ger Widerspruch und machte geltend, dass sich
die wissenschaftlichen Erkenntnisse erweitert hÃ¤tten.

Den Widerspruch wies das RegierungsprÃ¤sidium Stuttgart â��
Landesversorgungsamt â�� mit Widerspruchsbescheid vom 23. Oktober 2018
zurÃ¼ck. Die Bescheide seien rechtsverbindlich geworden, eine RÃ¼cknahme
komme nicht in Betracht, da sich auch unter BerÃ¼cksichtigung der
ZeugenerklÃ¤rung der Ehefrau keine neuen Gesichtspunkte oder sonstigen
rechtserheblichen Tatsachen ergÃ¤ben, die die frÃ¼heren Entscheidungen
widerlegen kÃ¶nnten.

Am 22. November 2018 hat der KlÃ¤ger erneut Klage beim SG erhoben und geltend
gemacht, dass eine besondere berufliche Betroffenheit vorliege und er frÃ¼hzeitig
(Altersteilzeit) aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sei.

Der Beklagte ist der Klage entgegengetreten und hat darauf verwiesen, dass der
Erstanerkennungsbescheid vom 28. Februar 1991 datiere und lediglich am 5. MÃ¤rz
1991 abgesandt worden sei. Soweit das Vorliegen einer PTBS geltend gemacht
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werden, sei auf die aktenkundigen AusfÃ¼hrungen der Leitenden Ã�rztin des
Versorgungsamts H hinzuweisen. Eine besondere berufliche Betroffenheit sei
erstmals im jetzt anhÃ¤ngigen Klageverfahren geltend gemacht worden. Eine
berufliche BeeintrÃ¤chtigung bis zur Berentung 2011 sei diesen AusfÃ¼hrungen
nicht zu entnehmen. DemgegenÃ¼ber gehe aus dem Schreiben ausdrÃ¼cklich
hervor, dass der KlÃ¤ger sich nochmals verstÃ¤rkt in seinem Wesen verÃ¤ndert
habe, seit er 2011 in den Ruhestand getreten sei. ErgÃ¤nzend werde auf die
eigenen Angaben des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber dem Gutachter L verwiesen. 

In der nichtÃ¶ffentlichen Sitzung vom 30. September 2019 hat das SG den KlÃ¤ger
persÃ¶nlich gehÃ¶rt (vgl. Protokoll vom gleichen Tag). Dieser hat im Wesentlichen
angegeben, dass er vor dem GefÃ¤ngnis ein lebensfreudiger, zugÃ¤nglicher Mensch
gewesen sei. Er sei zunÃ¤chst etwa drei Monate in Untersuchungshaft gewesen, die
VerhÃ¤ltnisse dort seien Ã¤uÃ�erst eng gewesen, es habe nicht einmal Fenster
gegeben. Bei der Haftanstalt in G habe es sich um einen roten Klinkerbau
gehandelt, wenn er heute ein vergleichbares GebÃ¤ude sehe, mache er einen
groÃ�en Bogen darum. Jetzt kÃ¶nne es nicht mehr wie frÃ¼her auf Leute zugehen
und sei misstrauisch. Sein gesamtes LebensgefÃ¼hl habe sich geÃ¤ndert. Hinzu
komme Bluthochdruck, den er frÃ¼her nicht gehabt hÃ¤tte. Wenn er vorher
gewusst hÃ¤tte, dass 1989 die Mauer falle, hÃ¤tte er das Jahr sicher noch in der
DDR aushalten kÃ¶nnen. Allerdings sei er damals davon ausgegangen, dass dies
â��noch ewigâ�� ginge. SpÃ¤ter bei der Arbeit im Westen sei es so gewesen, dass
er hÃ¤ufiger an sich gezweifelt habe und unsicher gewesen sei, ob er das schaffe.
Im Ã�brigen habe er SchlafstÃ¶rungen, mÃ¼sse nachts viel grÃ¼beln und kÃ¶nne
schlecht einschlafen. Er habe spÃ¤ter im â��Spiegelâ�� gelesen, dass es im
GefÃ¤ngnis in G einen Stuhl gegeben habe, der dazu benutzt worden sei, die
HÃ¤ftlinge unbemerkt mit radioaktiver Strahlung zu bestrahlen. Er selbst habe nur
zweimal auf dem Stuhl gesessen und sei spÃ¤ter an Krebs erkrankt. Er frage sich
nun, ob die Erkrankung Schicksal gewesen sei oder auf einer Bestrahlung beruhe. In
der Ehe sei er die treibende Kraft gewesen, die DDR zu verlassen. Seine Frau sei
zurÃ¼ckhaltender gewesen, habe die DDR zwar auch verlassen wollen, aber
befÃ¼rchtet, im Westen als Lehrerin keine Stelle mehr zu finden. Nachdem seine
Frau die nÃ¶tigen AbschlÃ¼sse nachgemacht habe, sei sie als Lehrerin tÃ¤tig
gewesen.

Auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 SGG hat das SG das
SachverstÃ¤ndigengutachten des P aufgrund ambulanter Untersuchung vom
25.Â Februar 2020 erhoben, der eine PTBS im Vollbild gesehen und den GdS auf 30
eingeschÃ¤tzt hat. Diesem gegenÃ¼ber hat der KlÃ¤ger angegeben, dass das
Aufwachsen im Elternhaus durch das Unrecht, das sein Vater durch das System der
DDR erlitten habe, geprÃ¤gt gewesen sei. Die Familie sei im Besitz eines der
grÃ¶Ã�ten Busunternehmen in T gewesen, welches 1952 enteignet und sein Vater
zu zehn Jahren Zuchthaus verurteilt worden sei. Nachdem Anfang der 1980er Jahre
zwei BesuchsantrÃ¤ge zu runden Geburtstagen von Verwandten in Westberlin
abgelehnt worden seien, habe er schlieÃ�lich einen Ausreiseantrag gestellt, der
abgelehnt worden sei. HierÃ¼ber habe er 1989 einem westdeutschen Studenten
berichtet, der einen Zeitungsartikel mit Namen und Fotos verÃ¶ffentlicht habe. Kurz
darauf habe man ihn verhaftet und er sei in die Untersuchungshaftanstalt
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gekommen. Man habe ihn zu zwei Jahren Strafhaft verurteilt und mit dem Zug 24
Stunden in vÃ¶llig Ã¼berfÃ¼llten Abteilen quer durch die DDR gefahren. In der
Strafhaft hÃ¤tten sie als kleine Gruppe politisch Gefangener mit einer weit
grÃ¶Ã�eren Gruppe von brutal tÃ¤towierten Schwerstkriminellen und MÃ¶rdern
zusammenleben mÃ¼ssen. Von diesen sei stÃ¤ndig Gewalt ausgegangen, er habe
permanent Angst gehabt, die Aggressionen auf sich zu ziehen. Er habe kÃ¶rperliche
Schwerstarbeit in einem Waggonausbesserungswerk der Reichsbahn verrichten
mÃ¼ssen, wobei die hygienischen VerhÃ¤ltnisse besonders belastend gewesen
seien. Auf den Toiletten habe es unertrÃ¤glich nach Urin gestunken.

Er sei dann von der BRD freigekauft worden und habe ausreisen dÃ¼rfen. Ã�ber die
Empfehlung eines westdeutschen Onkels habe er Kontakt mit einem Unternehmer
aufgenommen, der ihm und seiner Familie eine kostengÃ¼nstige Wohnung zur
VerfÃ¼gung gestellt habe, sodass seine beiden damals 18 und 13 Jahren alten
TÃ¶chter ebenfalls hÃ¤tten ausreisen kÃ¶nnen. Dann habe er sich um eine Stelle
als Ingenieur beworben, eine solche gefunden und sei nochmal in eine bessere
Anstellung gewechselt. Er habe berufsbegleitend eine Weiterbildung zum
Sicherheitsingenieur gemacht und sei von 1990 bis zu seiner Berentung 2010 in
dieser Firma geblieben.

WÃ¤hrend der Haft habe er nachts nicht schlafen kÃ¶nnen. Am schlimmsten sei die
Ungewissheit und Ohnmacht gewesen, das GefÃ¼hl, hilflos ausgeliefert zu sein. Er
schrecke nachts immer wieder aus seinen AlbtrÃ¤umen auf. Er habe immer den
gleichen Traum, wie er in B1 am Bahnhof angekommen sei, die Leute mit
Maschinengewehren im Anschlag und mit den bellenden Hunden an der Leine um
ihn herumgestanden hÃ¤tten und dann das riesengroÃ�e rote BacksteingebÃ¤ude.
Seit der GefÃ¤ngniszeit kÃ¶nne er nicht mehr so richtig unter Leute gehen, er habe
das Vertrauen in andere Menschen verloren. Wenn ihm jemand etwas Gutes antun
wolle, zweifle er an dessen Absicht und stelle sich voller Misstrauen die Frage,
warum der das mache und welche Hintergedanken dies habe.

Erinnerungen kÃ¤men in Situationen hoch, die Ã�hnlichkeit mit der Haftzeit
hÃ¤tten. Wenn er ein altes GebÃ¤ude aus rotem Backstein sehe, habe er sofort die
Erinnerungen an seinen Nervenzusammenbruch bei der Ankunft im GefÃ¤ngnis in
B1. Er versuche, die Begegnung mit solchen GebÃ¤uden zu vermeiden, die ihn an
die Haftanstalt erinnerten, er meide es, in solche GebÃ¤ude hinein zu gehen. Er
habe es jahrelang unterlassen, an seinem Arbeitsplatz oder mit Freunden Ã¼ber
seine Hafterlebnisse zu sprechen. Er versuche Ã¶ffentliche Toiletten zu vermeiden,
wo es so nach Urin rieche, wie damals in denen des
Reichsbahnausbesserungswerks. Er vermeide die Begegnung mit Menschen, die
Ã¼bermÃ¤Ã�ig und mit brutalen Motiven tÃ¤towiert seien, wie die kriminellen
Mitgefangenen von damals. Er habe Konzentrationsschwierigkeiten und schweife
beim Lesen teilweise schon nach wenigen Seiten ab. Er sei vermehrt reizbar,
insbesondere, wenn er mit Ostdeutschen spreche, die nostalgisch von der DDR
berichteten. Seine Frau bemÃ¤ngele seine Reizbarkeit des Ã�fteren. Er sei vermehrt
misstrauisch und habe in bestimmten Situationen das GefÃ¼hl, dass die Stasi
immer noch existiere, obwohl der Verstand ihm sage, dass das nicht so sei. Er
kÃ¶nne sich nicht mehr so freuen wie frÃ¼her, dies betreffe alles MÃ¶gliche, ob es
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Geschenke seien oder Besuche anderer Menschen. Immer wieder Ã¼berlagere das
Misstrauen die Situation. Die Beschwerden seien die ganzen Jahre seit der Haft
bestÃ¤ndig da gewesen, er habe trotzdem funktioniert und seine berufliche
TÃ¤tigkeit habe ihm geholfen sich abzulenken. Alles sei deutlich schlimmer
geworden, als er die Ablenkung nicht mehr gehabt habe, nachdem er 2010 in den
Ruhestand getreten sei.

Richtige Angst vor den Folgen der Darmkrebserkrankung 2004 habe er nicht
gehabt, da die Operation ja rechtzeitig durchgefÃ¼hrt worden sei. Ihn beschÃ¤ftige
nur der Gedanke, ob der Krebs nicht mit der Haft zusammenhÃ¤nge.

Er stehe morgens gegen 7 Uhr auf, nach der Morgenhygiene und dem Anziehen
frÃ¼hstÃ¼cke er gemeinsam mit seiner Frau. Vormittags gehe er oft zu seiner
Tochter, die in der Nachbarschaft wohne und helfe ihr im Haushalt oder
beschÃ¤ftige sich mit den beiden Enkelkindern. Das Mittagessen nehme er
gemeinsam mit seiner Frau ein. Nachmittags gehe er einmal die Woche mit einer
Gruppe wandern oder fahre Fahrrad. Nach dem gemeinsamen Abendessen mit
seiner Frau sehe er fern oder beschÃ¤ftige sich am Computer. Gegen 23 Uhr gehe
er zu Bett. Der Bekanntenkreis hier im Westen bestehe fast ausschlieÃ�lich aus
ehemaligen DDR-BÃ¼rgern, die ein Ã¤hnliches Schicksal hÃ¤tten wie er, oder aus
Verwandten. Seine Ehefrau werfe ihm bis heute vor, dass er an der
GefÃ¤ngnisstrafe schuld sei, weil er seine Geschichte dem westdeutschen
Studenten vorgetragen habe. FrÃ¼her sei er ein Jahr lang Mitglied im
SchÃ¼tzenverein gewesen, dann aber wieder ausgetreten, da er nicht hingegangen
sei. Er nehme nur gelegentlich eine Schlaftablette, von 2009 bis 2012 habe er eine
ambulante Psychotherapie gemacht, die aber keine Besserung gebracht habe.
Psychiatrische Behandlung nehme er keine in Anspruch.

Psychopathologisch sei der KlÃ¤ger in der Untersuchungssituation offen und
freundlich gewesen. Die Fragen seien bereitwillig beantwortet worden, an mehreren
Stellen des Berichts Ã¼ber besonders belastende Hafterlebnisse sei er emotional
bewegt und aufgewÃ¼hlt gewesen und habe nur mit MÃ¼he die TrÃ¤nen
unterdrÃ¼cken kÃ¶nnen. Er sei bewusstseinsklar, in allen QualitÃ¤ten voll orientiert
gewesen. Objektivierbare WahrnehmungsstÃ¶rungen sowie StÃ¶rungen von
Auffassung und GedÃ¤chtnis bestÃ¼nden nicht. Bei ausgeglichener Stimmung
zeige sich keine Einengung der affektiven Schwingungsbreite. Bei gutem
Spontanantrieb fÃ¤nde sich kein Hinweis auf eine Antriebshemmung oder
psychomotorische Verlangsamung. Es bestehe ein deutlich subjektives Leiden unter
sich situativ aufdrÃ¤ngenden angstbesetzen Hafterinnerungen und AlbtrÃ¤umen
mit erkennbarem Vermeidungsverhalten in Bezug auf AuslÃ¶sesituationen.
Daneben lÃ¤gen vermehrte Reizbarkeit, Schreckhaftigkeit,
KonzentrationsschwÃ¤che, Ein- und DurchschlafstÃ¶rungen, EinschrÃ¤nkung der
Freud- und GenussfÃ¤higkeit sowie anhaltendes Misstrauen gegenÃ¼ber anderen
Menschen vor.

FÃ¼r die Diagnose einer PTBS orientiere sich der Ã�rztliche
SachverstÃ¤ndigenbeirat Versorgungsmedizin an den anerkanntermaÃ�en strikten
Diagnosekriterien des DSM-IV. Dieses sei zwar zwischenzeitlich durch das DSM-V
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abgelÃ¶st worden, hierzu liege aber noch keine neuere Stellungnahme vor. Davon
ausgehend sei beim KlÃ¤ger das Traumakriterium (A-Kriterium) erfÃ¼llt, da es eine
anerkannte Tatsache darstelle, dass die Bedingungen politischer Haft in der DDR
grundsÃ¤tzlich geeignet seien, sich in Form psychischer GesundheitsstÃ¶rungen
auszuwirken, wenngleich die PTBS die schwerste, aber keineswegs einzige
TraumafolgestÃ¶rung darstelle. Die berichteten objektiven Haftkonstellationen und
das subjektive Hafterleben stÃ¼nden in vÃ¶lliger Ã�bereinstimmung mit den
frÃ¼heren Begutachtungen. Ein Wiedererleben (B-Kriterium) liege vor, da der
KlÃ¤ger anschaulich, einfÃ¼hlbar und nachvollziehbar Ã¼ber belastende
RÃ¼ckerinnerungen berichte. S3 stelle sich auf den Standpunkt, dass der
psychopathologische Charakter der behaupteten Traumatisierung nur dann
nachweisbar sei, wenn ihr Bericht in der Untersuchungssituation von beobachtbaren
emotionalen und/oder physiologischen Reaktionen begleitet werde. Dem kÃ¶nne
nicht gefolgt werden, da die direkte Beobachtbarkeit emotionaler Betroffenheit zwar
die Glaubhaftigkeit des Leidensdrucks erhÃ¶he und ohne Zweifel ein MaÃ� fÃ¼r
den aktuellen Schweregrad des behaupteten Leidensdrucks sei, ihr Fehlen in der
Untersuchungssituation aber nicht das Leiden unter den Erinnerungen an sich
widerlege. Insbesondere verblieben keine vernÃ¼nftigen Zweifel, wenn der
Betroffene nicht nur in der jetzigen Untersuchungssituation, sondern konsistent in
mehreren frÃ¼heren Einlassungen in einfÃ¼hlbarer und nachvollziehbarer
erlebnisorientierter Art und Weise von derartigen Begleitreaktionen berichte, wie es
beim KlÃ¤ger der Fall sei. Die Vorgutachten G2, L und FachÃ¤rztin E1
dokumentierten durchaus eine beobachtbare emotionale Beteiligung. Das
Wiedererlebenskriterium sei erfÃ¼llt, das Flash-Back Kriterium hingegen nicht, da
nicht davon ausgegangen werden kÃ¶nne, dass sich der KlÃ¤ger bei diesen
Wiedererinnerungssituationen tatsÃ¤chlich wieder in der Haftsituation glaube. Das
Vermeidungskriterium (C-Kriterium) sei erfÃ¼llt, da der KlÃ¤ger berichte, sich
jahrelang mit niemandem im Betrieb und keinem Fremden Ã¼ber seine
Hafterlebnisse unterhalten zu haben. Hinsichtlich des Ein- und
Durchschlafkriteriums verneine S3 dieses zwar, gehe aber nicht darauf ein, warum
er den von ihm selbst explorierten SchlafstÃ¶rungen die notwendige PrÃ¤gnanz
abspreche. Auf die Frage einer vermehrten Reizbarkeit gehe er ebenfalls nicht ein.
Die Kriterien E und F seien ebenfalls erfÃ¼llt.

Zwar trete die Symptomatik der PTBS typischerweise unmittelbar oder innerhalb
von sechs Monaten nach dem Trauma auf, gleichwohl sei es eine anerkannte
Tatsache, dass die Symptomatik mit zum Teil mehrjÃ¤hriger VerzÃ¶gerung nach
dem traumatischen Geschehen auftreten kÃ¶nne. Das Retraumatisierungen auch
noch viele Jahre nach dem ursprÃ¼nglichen Trauma zu einer Verschlechterung
fÃ¼hren kÃ¶nnten, sei aus Studien bekannt. Die Rechtsprechung fordere in diesen
FÃ¤llen allerdings, dass bei mehrjÃ¤hriger Latenz zwischen schÃ¤digendem Ereignis
und VollausprÃ¤gung der PBTS BrÃ¼ckensymptome wÃ¤hrend der Latenzzeit
nachweisbar sein mÃ¼ssten. Solche lÃ¤gen hier in Form von SchlafstÃ¶rungen,
AlbtrÃ¤umen und belastenden RÃ¼ckerinnerungen vor, wobei die SchlafstÃ¶rungen
schon wÃ¤hrend der Haftzeit aufgetreten seien. Im Laufe der Jahre sei es zu einer
stufenweisen Verschlechterung der Symptomatik gekommen, in den ersten Jahren
habe der KlÃ¤ger noch relativ gut funktionieren kÃ¶nnen. Die Annahme einer
Teilverschlechterung ab 2004 werde durch den Umstand erhÃ¤rtet, dass 2006 eine
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ambulante Psychotherapie empfohlen worden sei, die ab 2009 stattgefunden habe.
Eine kritische Zunahme der Beschwerden habe sich erst ab 2010 eingestellt, als der
KlÃ¤ger pensioniert worden sei. Ab diesem Zeitpunkt wÃ¼rden die Vollkriterien
einer PTBS erreicht. AusgelÃ¶st worden sei die kritische Zunahme der PTBS im Jahr
2010 nicht durch eine Retraumatisierung, sondern durch den Wegfall der bis dahin
im Wesentlichen Ã¼ber den Beruf funktionierenden Kompensationsmechanismus.
Klinisch-global sei der gegenwÃ¤rtige Schweregrad als mittelgradig einzuschÃ¤tzen.
Dieser globale Eindruck lasse auch anhand der Einzelbeurteilung der fÃ¼r die PTBS-
Diagnose maÃ�geblichen Kriterien untermauern: A-Kriterium (Trauma):
mittelgradig, B-Kriterium (Erinnerung): mittelgradig, C-Kriterium (Vermeidung):
leicht bis mittelgradig und D-Kriterium (Ã�bererregbarkeit): leicht bis mittelgradig.
Hieraus folge, dass der gegenwÃ¤rtige und seit 2010 bestehende
Gesamtschweregrad der PTBS eindeutig nÃ¤her an mittelgradig als an leichtgradig
einzuordnen ist. Zweifellos liege eine stÃ¤rker behindernde StÃ¶rung vor. Diese
EinschÃ¤tzung teile, ohne BegrÃ¼ndung, die E1. S3 schÃ¤tze den Schweregrad als
leichtgradig ein und begrÃ¼nde dies mit fehlender Alltagsrelevanz. Dem kÃ¶nne so
nicht zugestimmt werden, gleichzeitig verweise S3 darauf, dass der KlÃ¤ger unter
der jahrelangen Psychotherapie lediglich prÃ¤gnanter beschreibe und deute damit
indirekt an, dass es sich nicht um eine Zunahme des Schweregrades der
Symptomatik, sondern eine Zunahme der Beschwerdeschilderung handele. Dem
kÃ¶nne nur insoweit gefolgt werden, als ein von einer PTBS-Betroffener nach vielen
Jahren des Schweigens Ã¼ber seine traumatischen Hafterlebnisse in einer
traumaorientierten Psychotherapie selbstverstÃ¤ndlich lerne, zunehmend offener
Ã¼ber diese Erlebnisse und damit Ã¼ber die Folgebeschwerden zu berichten.
Dieser Umstand widerlege aber nicht die Schweregradzunahme der in den ersten
Jahrzehnten lediglich leichtgradigen subsyndromalen PTBS-Symptomatik ab 2004
und insbesondere ab 2010. An der Verursachung durch die Haftbedingungen
bestehe kein Zweifel.

Die vom KlÃ¤ger fÃ¼r sich reklamierte anhaltende PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung nach
Extrembelastung bestehe nicht. Zwar gehe die PTBS auch hÃ¤ufig mit Depressionen
einher, eine solche liege ebenfalls nicht vor. Das Rektum-Karzinom kÃ¶nne weder
ihrer Natur nach noch von ihrem zeitlichen Auftreten her kausal auf die
Haftbedingungen zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden, entsprechendes gelte fÃ¼r die
orthopÃ¤dischen Beschwerden.

Es liege ein mittelgradiger Schweregrad der PTBS vor, somit also eine stÃ¤rker
behindernde StÃ¶rung, jedoch keine schwere, aber eben auch keine leichte. Die
anschauliche, einfÃ¼hlbar und nachvollziehbare Schilderung der eingeschrÃ¤nkten
Freud- und GenussfÃ¤higkeit erfÃ¼lle die Kriterien einer wesentlichen
EinschrÃ¤nkung der ErlebnisfÃ¤higkeit. Das gleiche gelte fÃ¼r die
GestaltungsfÃ¤higkeit im sozialen Bereich, die durch das anhaltende Misstrauen
und den haftbedingten Verlust des Urvertrauens zu fremden Menschen wesentlich
beeintrÃ¤chtigt sei. Der GdS sei mit 30 einzuschÃ¤tzen, was den Empfehlungen des
wissenschaftlichen Beirats entsprÃ¤che. Eine besondere berufliche Betroffenheit
bestehe aus den von der E1 aufgezeigten GrÃ¼nden nicht. Der KlÃ¤ger habe vor
der Inhaftierung die Qualifikation als Betriebsingenieur erworben. 1990 habe er in
der BRD erneut eine Stelle als Ingenieur angetreten, die er bis zur Pensionierung
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2010 ausgeÃ¼bt habe. Er sei in den ganzen Jahren Ã¼berall in der Lage gewesen,
auf dem erlernten Qualifikationsniveau weiter zu arbeiten und sich sogar weiter zu
qualifizieren.

Der Beklagte ist dem SachverstÃ¤ndigengutachten versorgungsÃ¤rztlich
entgegengetreten. G3 hat ausgefÃ¼hrt, dass ein GdS von 30 nicht hinreichend
belegt sei. Eine kontinuierliche psychotherapeutische Behandlung oder
psychiatrische Behandlung finde nicht statt. Bei den erfragten AktivitÃ¤ten des
tÃ¤glichen Lebens werde ein ausreichend strukturierter Tagesablauf ersichtlich. Das
aus den aktuellen Angaben und Befunden ableitbare psychosoziale Funktionsniveau
entspreche im Wesentlichen dem Funktionsniveau, wie es in dem psychiatrischen
SachverstÃ¤ndigengutachten von S3 dargestellt worden sei.

P hat nach Â§ 109 SGG ergÃ¤nzend gehÃ¶rt ausgefÃ¼hrt, dass die Argumentation
fehlender Psychotherapie nur dann Ã¼berzeugen kÃ¶nnte, wenn diese 2012
erfolgreich beendet worden wÃ¤re, was nicht der Fall sei. Angesichts der Natur der
Symptomatik einer PTBS sei nicht der durch die Verhaltensbeobachtung erhobene
objektive psychopathologische Befund maÃ�geblich, sondern vielmehr der durch
die gezielte Exploration erhobene subjektive psychopathologische Befund, der sich
beeintrÃ¤chtigt gezeigt habe. Er habe die festgestellte wesentliche
BeeintrÃ¤chtigung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit nicht aus den objektiven
Angaben des in der Tat strukturierten Tagesablaufs hergeleitet, sondern aus der nur
aus der psychiatrischen Exploration erkennbaren VerÃ¤nderung des subjektiven
Befindens und Erlebens. Er habe auch darauf hingewiesen, dass die E1 zu
identischen Beurteilungen gekommen sei.

Mit Urteil aufgrund mÃ¼ndlicher Verhandlung vom 15. Oktober 2020 hat das SG die
Klage abgewiesen. Die Kammer kÃ¶nne die PTBS nicht bestÃ¤tigen, da es am D-
Kriterium (Ã�bererregbarkeit) fehle. S3 beschreibe in seinem Gutachten
ausdrÃ¼cklich einen altersentsprechenden psychovegetativen Befund. Das decke
sich mit der Befundbeschreibung durch P. Dieser verkenne in seiner ergÃ¤nzenden
Stellungnahme, dass es im Rahmen der freien richterlichen Ã�berzeugungsbildung
sehr wohl auf den objektivierbaren psychopathologischen Befund ankomme. Alleine
die VerÃ¤nderungen des subjektiven Befindens und Erlebens, auf die er abstelle,
kÃ¶nnten die Diagnose nicht tragen. Daneben kÃ¶nnten die Zeitkriterien nicht
festgestellt werden, da die Symptomatik nach eigenem Bekunden des KlÃ¤gers erst
mit einer Latenz von 20 Jahren, nach Eintritt in den Ruhestand aufgetreten sei.
Klarer Feststellungen zum Zeitmoment bedÃ¼rfe es aber insbesondere dann, wenn
konkurrierende Risikofaktoren vorhanden seien, wie die Krebserkrankung des
KlÃ¤gers 2004. Zudem sei das Familienschicksal zu berÃ¼cksichtigen, wobei
vergleichbare UmstÃ¤nde fÃ¼r eine Vielzahl von DDR-BÃ¼rgern Bedeutung
hÃ¤tten und daher den Versorgungsanspruch wegen einer PTBS nicht begrÃ¼nden
kÃ¶nne. Denn hierfÃ¼r sei stets ein besonders schwerwiegendes individuelles
Trauma erforderlich. Insbesondere kÃ¶nne der Eintritt in den Ruhestand, entgegen
der Auffassung des P, in keiner Weise als spÃ¤teres â��traumaassoziiertes
Erlebnisâ�� aufgefasst werden, welches als Reaktualisierung einer PTBS gewertet
werden kÃ¶nnten. Ein GdS von 30 lasse sich nicht begrÃ¼nden und eine besondere
berufliche Betroffenheit liege nicht vor. Die spÃ¤tere berufliche TÃ¤tigkeit im
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Westen sei der vorangegangenen durchaus vergleichbar gewesen bzw. habe einen
gewissen beruflichen Aufstieg beinhaltet.

Am 16. November 2020 hat der KlÃ¤ger erneut Berufung beim LSG eingelegt. Der
SachverstÃ¤ndige P, der regelmÃ¤Ã�ig vom LSG Berlin-Brandenburg beauftragt
werde, habe erstmals die SchÃ¤digungsfolgen nachvollziehbar und Ã¼berzeugend
dargelegt. Trotzdem sei das SG S3 gefolgt, obwohl dieser SachverstÃ¤ndige Ã¼ber
keine Spezialkenntnisse auf dem Gebiet der psychischen TraumafolgestÃ¶rungen
nach politischer Verfolgung in der DDR verfÃ¼ge. Insbesondere komme es nach der
einschlÃ¤gigen Fachliteratur fÃ¼r diesen Problemkreis nicht auf die ErfÃ¼llung
einer BrÃ¼ckensymptomatik an. Es sei fachlich verfehlt, wenn das SG annehme,
klare Feststellungen zum Zeitmoment seien erforderlich, wenn nicht
schÃ¤digungsbedingte konkurrierende Risikofaktoren vorhanden seien. Richtig sei
vielmehr, dass dies gerade nicht zur typischen Entwicklung einer
TraumafolgestÃ¶rung gehÃ¶re.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Mannheim vom 15. Oktober 2020 sowie den Bescheid
vom 10. April 2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23. Oktober
2018 aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, ihm unter RÃ¼cknahme des
Bescheides vom 16. August 2010 BeschÃ¤digtengrundrente nach einem Grad der
SchÃ¤digung von mindestens 30 seit dem 1. Januar 2013 zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Er verweist auf die angefochtene Entscheidung und die versorgungsÃ¤rztliche
Stellungnahme des G3.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Verwaltungs- und
Gerichtsakten, auch der Vorverfahren, Bezug genommen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte Berufung, Ã¼ber die der Senat
im EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§
124 Abs. 2 SGG), ist statthaft (Â§Â§ 143, 144 SGG) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig,
aber unbegrÃ¼ndet.

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens ist das Urteil des SG vom 15. Oktober
2020, mit dem die kombinierte Anfechtungs-, Verpflichtungs- und Leistungsklage
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(Â§ 54 Abs. 1 und 4 SGG) auf GewÃ¤hrung von BeschÃ¤digtengrundrente nach
einem GdS von mindestens 30 ab dem 1. Januar 2013 unter Aufhebung des
Bescheides vom 10. April 2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides (Â§ 95
SGG) vom 23. Oktober 2018 sowie unter RÃ¼cknahme des Bescheides vom
16.Â August 2010 abgewiesen worden ist. Soweit der KlÃ¤ger ursprÃ¼nglich noch
die Ã�berprÃ¼fung der Bescheide vom 13. September 1990 und 5. MÃ¤rz 1991
beantragt hatte, hat er einen diesbezÃ¼glichen Antrag beim SG nicht mehr gestellt.
Eine Ã�berprÃ¼fung dieser Bescheide wÃ¼rde im Hinblick auf die begehrte
BeschÃ¤digtengrundrente ab 1. Januar 2013 nicht weiterfÃ¼hren, nachdem dazu
keine Regelungen in den Bescheiden getroffen worden sind. FÃ¼r die Frage, ob ein
Verwaltungsakt wegen anfÃ¤nglicher Rechtswidrigkeit zurÃ¼ckzunehmen ist,
kommt es nicht auf den Stand der Erkenntnis bei Erlass des Verwaltungsakts,
sondern im Zeitpunkt seiner Ã�berprÃ¼fung an, sodass eine rÃ¼ckschauende
Betrachtungsweise im Lichte einer eventuell gelÃ¤uterten Rechtsauffassung zu der
bei Erlass des zu Ã¼berprÃ¼fenden Verwaltungsakts geltenden Sach- und
Rechtslage zugrunde zu legen ist (vgl. BSG, Urteil vom 30. Januar 2020 â�� B 2 U
2/18 R â��, juris, Rz. 42; BSG, Urteil vom 4. Juni 2014 â�� B 14 AS 30/13 R â��,
juris, Rz. 14).

Die UnbegrÃ¼ndetheit der Berufung folgt aus der UnbegrÃ¼ndetheit der Klage. Der
Bescheid vom 10. April 2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.
Oktober 2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten
(Â§ 54 Abs. 1 Satz 2 SGG). Er kann die RÃ¼cknahme des Bescheides vom 16.
August 2010 und die GewÃ¤hrung einer BeschÃ¤digtengrundrente nach einem GdS
von mindestens 30 nicht beanspruchen, sodass das SG die Klage zu Recht
abgewiesen hat.

Rechtsgrundlage des angefochtenen Bescheides ist Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X.
Danach ist, soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines Verwaltungsakts
das Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden
ist, der sich als unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht
nicht erbracht oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben worden sind, der Verwaltungsakt,
auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen. Dies gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt auf Angaben beruht,
die der Betroffene vorsÃ¤tzlich in wesentlicher Beziehung unrichtig oder
unvollstÃ¤ndig gemacht hat (Â§Â 44Â Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGB X). Ist ein
Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen worden,
werden Sozialleistungen nach den Vorschriften der besonderen Teile des SGB
lÃ¤ngstens fÃ¼r einen Zeitraum bis zu vier Jahren vor der RÃ¼cknahme erbracht
(Â§Â 44 Abs.Â 4 SatzÂ 1 SGB X). Dabei wird der Zeitpunkt der RÃ¼cknahme von
Beginn des Jahres an gerechnet, in dem der Verwaltungsakt zurÃ¼ckgenommen
wird (Â§Â 44 Abs.Â 4 SatzÂ 2 SGB X). Erfolgt die RÃ¼cknahme auf Antrag, tritt bei
der Berechnung des Zeitraumes, fÃ¼r den rÃ¼ckwirkend Leistungen zu erbringen
sind, anstelle der RÃ¼cknahme der Antrag (Â§Â 44 Abs.Â 4 SatzÂ 3 SGB X). Dieser
zeitlichen BeschrÃ¤nkung hat der KlÃ¤ger dadurch Rechnung getragen, dass er
einen Anspruch auf BeschÃ¤digtengrundrente erst ab dem 1. Januar 2013 und nicht
ab dem ursprÃ¼nglichen Antragszeitpunkt begehrt. FÃ¼r ZeitrÃ¤ume, in denen
Leistungen nicht mehr beansprucht werden kÃ¶nnen, besteht nÃ¤mlich ein
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Anspruch auf RÃ¼cknahme selbst dann nicht, wenn es sich um einen
rechtswidrigen Verwaltungsakt handelt (vgl. Senatsurteil vom 12. Januar 2017 â�� L
6 VS 5036/15 â��, juris â��, Rz. 54).

Ziel des Â§ 44 SGB X ist es, die Konfliktsituation zwischen der Bindungswirkung
eines rechtswidrigen Verwaltungsakts und der materiellen Gerechtigkeit zugunsten
letzterer aufzulÃ¶sen (vgl. BSG, Urteil vom 4. Februar 1998 â�� B 9 V 16/96 R â��, 
SozR 3-1300 Â§Â 44 Nr.Â 24). Ist ein Verwaltungsakt rechtswidrig, haben Betroffene
einen einklagbaren Anspruch auf RÃ¼cknahme des Verwaltungsaktes unabhÃ¤ngig
davon, ob dieser â�� wie hier â�� durch ein rechtskrÃ¤ftiges Urteil bestÃ¤tigt wurde
(vgl. BSG, Urteil vom 28. Januar 1981 â�� 9 RV 29/80 â��, BSGE 51, 139 ).

Die Voraussetzungen fÃ¼r eine RÃ¼cknahme liegen indessen nicht vor. Die
Bescheide des Beklagten leiden nicht an verfahrensrechtlichen MÃ¤ngeln. Zwar hat
der Beklagte zur BegrÃ¼ndung jeweils auf das StrRehaG verwiesen und nicht auf
das HHG, aber dies fÃ¼hrt nicht zum â�� vollstÃ¤ndigen â�� Fehlen einer
BegrÃ¼ndung im Sinne von Â§ 35 Abs. 1 SGB X. Ferner hat der Beklagte in den
angegriffenen Bescheiden sogar den nach dem HHG ergangenen Bescheid vom 28.
Februar 1991 in Bezug genommen (vgl. hierzu bereits Entscheidung des Senats
vom 12. Januar 2017 â�� L 6 VH 2746/15Â â��, juris, Rz. 48), jedoch sind dadurch
keine Sozialleistungen zu Unrecht nicht gewÃ¤hrt worden.

Der Anspruch des KlÃ¤gers richtet sich nicht nach dem StrRehaG, sondern nach
dem HHG. Zwar kÃ¶nnen nach Â§Â 25 Abs.Â 2 Nr. 1 StrRehaG auch Personen, die
â�� wie der KlÃ¤ger â�� eine Bescheinigung nach Â§Â 10 Abs.Â 4 HHG bereits vor
dem Inkrafttreten des StrRehaG am 4. November 1992 beantragt und erhalten
haben, AnsprÃ¼che nach dem StrRehaG geltend machen, da ihnen die
DurchfÃ¼hrung eines weiteren Verfahrens nach dem StrRehaG nicht mehr
zugemutet werden soll (BT-Drucks. 12/1608, S. 24). Dies beschrÃ¤nkt sich jedoch
auf die AnsprÃ¼che nach den Â§Â§Â 17 bis 19 StrRehaG unter Anrechnung der
Leistungen nach dem HHG. Den Inhabern einer Bescheinigung nach Â§Â 10 Abs.Â 4
HHG stehen dagegen keine AnsprÃ¼che auf Versorgung nach den Â§Â§Â 21 bis 24
StrRehaG zu. Treffen nÃ¤mlich wie im Falle des KlÃ¤gers wegen ein und desselben
Ereignisses gleichartige AnsprÃ¼che â�� auf BeschÃ¤digtenversorgung â�� aus 
Â§Â 21Â Abs.Â 1 SatzÂ 1 StrRehaG und aus Â§Â 4 Abs.Â 1 HHG zusammen, so sind
nach Â§Â 21 Abs.Â 1 SatzÂ 2 StrRehaG Leistungen nach Â§Â 21 StrRehaG
nachrangig (vgl. Rademacher, in: Knickrehm, Gesamtes Soziales
EntschÃ¤digungsrecht, 2012, vor Â§Â 21 StrRehaG Rz. 11, Â§Â 21 StrRehaG, Rz.
13). Zwar ist diese Norm â�� vordergrÃ¼ndig â�� eng formuliert, wenn sie nach
ihrem Wortlaut den Weg in das StrRehaG nur versperrt, wenn auf Grund des
anderen Gesetzes â��bereits Versorgung bezogen wirdâ��. Es kommt aber
gleichwohl nicht darauf an, ob schon Leistungen bewilligt sind und gewÃ¤hrt
werden. Der Gesetzgeber hat in seiner GesetzesbegrÃ¼ndung deutlich gemacht,
dass er einen Vorrang des anderen Gesetzes schon dann begrÃ¼nden wollte, wenn
â��wegen desselben schÃ¤digenden Ereignisses ein Anspruch auf Versorgung
unmittelbar aufgrund des BVG oder aufgrund von Gesetzen, die das BVG fÃ¼r
anwendbar erklÃ¤ren, bestehtâ�� (BT-Drs., a.a.O., S. 27). An diesem Nachrang des
StrRehaG Ã¤ndert Â§Â 23 Abs.Â 1 StrRehaG nichts. Zwar wird nach dieser Vorschrift
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allein nach dem StrRehaG entschÃ¤digt, wenn AnsprÃ¼che nach Â§Â 21 StrRehaG
mit anderen AnsprÃ¼chen nach dem BVG oder Gesetzen, die auf das BVG
verweisen, bestehen. Diese Norm erfasst jedoch nur SchÃ¤digungen auf Grund
mehrerer, verschiedener schÃ¤digender Ereignisse (vgl. Knickrehm, a.a.O., Â§Â 23
StrRehaG, Rz. 2), wÃ¤hrend Â§Â 21 Abs.Â 1 SatzÂ 2 StrRehaG konkurrierende
AnsprÃ¼che erfasst, die â�� wie im Falle des KlÃ¤gers â�� auf dieselbe
SchÃ¤digung zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind.

Dennoch kann der KlÃ¤ger eine RÃ¼cknahme des Bescheides vom 16. August 2010
nicht beanspruchen, da ihm ein Versorgungsanspruch nach den Vorschriften des
HHG nicht zusteht.

Nach Â§ 4 Abs. 1 HHG erhÃ¤lt ein nach Â§ 1 Abs. 1 Nr. 1 HHG Berechtigter, der
infolge des Gewahrsams eine gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten hat, wegen der
gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen dieser SchÃ¤digung auf Antrag
Versorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des BVG. Voraussetzung
fÃ¼r einen Versorgungsanspruch des KlÃ¤gers nach Â§Â 4Â Abs.Â 1Â HHG ist das
Vorliegen einer gesundheitlichen SchÃ¤digung, die durch einen schÃ¤digenden
Vorgang infolge des Gewahrsams herbeigefÃ¼hrt worden ist. Ein solcher
schÃ¤digender Vorgang bzw. schÃ¤digendes Ereignis infolge des Gewahrsams muss
eine GesundheitsschÃ¤digung (im Sinne eines PrimÃ¤r- oder Erstschadens)
verursacht haben. Sie muss wiederum die geltend gemachten gesundheitlichen
SchÃ¤digungsfolgen â�� also die verbliebenen GesundheitsstÃ¶rungen â��
wesentlich bedingt haben. Dabei mÃ¼ssen sich die drei Glieder der Kausalkette
(schÃ¤digender Vorgang infolge des Gewahrsams, SchÃ¤digung und
SchÃ¤digungsfolgen) im Vollbeweis mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit feststellen lassen, wÃ¤hrend fÃ¼r den ursÃ¤chlichen
Zusammenhang zwischen ihnen eine hinreichende Wahrscheinlichkeit ausreicht
(vgl. BSG, Urteil vom 27. September 2018 â��Â BÂ 9Â VÂ 2/17 R â��, juris,
Rz.Â 33).

Eine GesundheitsschÃ¤digung kann nur dann einen EntschÃ¤digungsanspruch nach
Â§Â 4 Abs. 1 HHG begrÃ¼nden, wenn sie durch UmstÃ¤nde des Gewahrsams im
Sinne der auch in der Kriegsopferversorgung geltenden Theorie der wesentlichen
Bedingung verursacht worden ist (vgl. BSG, Urteil vom 8. Mai 1981 â�� 9 RV 24/80
â��, juris, Rz. 22). Nicht alle UmstÃ¤nde des Gewahrsams kommen als geeignete
Ursachen im Rechtssinne infrage, sondern nur solche, die als
gewahrsamseigentÃ¼mlich in den Schutzbereich des Â§Â 4 Abs. 1 HHG fallen. Dies
sind nur diejenigen UmstÃ¤nde, die dem Gewahrsam seiner Art nach als spezifische
Gefahren eigentÃ¼mlich zuzurechnen sind und vor deren Folgen das Gesetz die
Gewahrsamsunterworfenen deshalb schÃ¼tzen soll (vgl. BSG, Urteil vom
12.Â September 2019Â â�� B 9 V 2/18 RÂ â��, juris, Rz. 20).

BeschÃ¤digtengrundrente kann nach MaÃ�gabe von Â§ 4 Abs. 1 HHG i.Â V.Â m. 
Â§Â§ 30 Abs. 1, 31 Abs.Â 1 BVG beansprucht werden. Danach erhalten eine
monatliche Grundrente in HÃ¶he von 156 â�¬ BeschÃ¤digte bei einem GdS von 30
(Â§ 31 Abs. 1 BVG). Nach Â§Â 30 Abs.Â 1 Satz 1 BVG ist der GdS nach den
allgemeinen Auswirkungen der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen, die durch die als
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SchÃ¤digungsfolge anerkannten kÃ¶rperlichen, geistigen, seelischen
GesundheitsstÃ¶rungen bedingt sind, in allen Lebensbereichen zu beurteilen. Â§ 30
Abs. 16 BVG in der seit 1. Juli 2011 geltenden Fassung (BGBl. I, 1114 â�� zuvor Â§
30 Abs. 17 BVG [eingefÃ¼gt m.Â W.Â v. 21. Dezember 2007 â�� BGBl. I 2904])
ermÃ¤chtigt das Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales (BMAS), im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Verteidigung und mit Zustimmung
des Bundesrates durch Rechtsverordnung die GrundsÃ¤tze aufzustellen, die fÃ¼r
die medizinische Bewertung von SchÃ¤digungsfolgen und die Feststellung des
Grades der SchÃ¤digungsfolgen im Sinne des Absatzes 1 maÃ�gebend sind.

Bei der Beurteilung des Grades des GdS waren fÃ¼r die Zeit bis zum 31. Dezember
2008 die â��Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertenrecht (Teil 2 SGB IX)â��
(AHP) in ihrer jeweils geltenden Fassung zu beachten, die fÃ¼r die Zeit ab dem 1.
Januar 2009 durch die Anlage zu Â§Â 2 der Versorgungsmedizin-Verordnung
(VersMedV) in ihrer jeweils geltenden Fassung abgelÃ¶st worden sind. Die auf den
Erfahrungen der medizinischen Wissenschaft fuÃ�enden AHP haben
normÃ¤hnlichen Charakter und sind nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung wie
untergesetzliche Normen heranzuziehen, um eine mÃ¶glichst gleichmÃ¤Ã�ige
Handhabung der in ihnen niedergelegten MaÃ�stÃ¤be im gesamten Bundesgebiet
zu gewÃ¤hrleisten (vgl. BSG, Urteil vom 12. Juni 2003 â�� B 9 VG 1/02 R â�� juris,
Rz. 21). Ab dem 1.Â Januar 2009 sind die Regelungen Ã¼ber die medizinische
Bewertung von SchÃ¤digungsfolgen und die Feststellung des GdS in der nach 
Â§Â 30 Abs.Â 16 BVG vom BMAS erlassenen Rechtsverordnung, der
Versorgungsmedizinverordnung (VersMedV) vom 10. Dezember 2008 (BGBl I
S.Â 2412), enthalten. Die Anlage zu Â§Â 2 VersMedV, die
â��Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzeâ�� (VG), sind seit dem 1. Januar 2009
an die Stelle der bis zum 31. Dezember 2008 im Interesse einer gleichmÃ¤Ã�igen
Rechtsanwendung als antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten (vgl. BSG, Urteil
vom 23.Â Juni 1993 â�� 9/9a RVs 1/91 â�� BSGE 72, 285; BSG, Urteil vom 9. April
1997 â�� 9 RVs 4/95 â�� SozR 3-3870 Â§Â 4 Nr.Â 19; BSG, Urteil vom 18.
September 2003 â�� B 9 SB 3/02 R â�� BSGE 190, 205; BSG, Urteil vom 29. August
1990 â�� 9a/9 RVs 7/89 â�� BSG SozR 3-3870 Â§Â 4 Nr.Â 1) angewandten AHP
getreten (vgl. Senatsurteil vom 27. August 2015 â�� L 6 VG 2141/13 â��, juris, Rz.
48). Nachdem vorliegend, wegen Â§ 44 Abs. 4 SGB X (vgl. oben), in erster Linie
AnsprÃ¼che ab dem 1. Januar 2013 streitig sind, kommen die Regelungen der VG
zur Anwendung, wobei ergÃ¤nzend darauf hinzuweisen ist, dass sich nach den AHP
fÃ¼r die hier entscheidenden Fragen keine anderen Voraussetzungen ergeben.

Teil-GdS sind entsprechend den Vorgaben der VG in Zehnergraden jeweils fÃ¼r
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen anzugeben (vgl. VG, Teil A, Nr.Â 2 b). FÃ¼r die
Bildung des Gesamt-GdS bei Vorliegen mehrerer FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen,
wobei die in den VG, Teil A, Nr. 2 d genannten Funktionssysteme im Allgemeinen
zusammenfassend beurteilt werden sollen, sind die Auswirkungen der
BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
wechselseitigen Beziehungen zueinander zu ermitteln. Dabei verbietet sich die
Anwendung jeglicher Rechenmethode (vgl. VG, Teil A, Nr. 3). Vielmehr ist zu
prÃ¼fen, ob und inwieweit die Auswirkungen der einzelnen Behinderungen
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voneinander unabhÃ¤ngig sind und ganz verschiedene Bereiche im Ablauf des
tÃ¤glichen Lebens betreffen oder ob und inwieweit sich die Auswirkungen der
Behinderungen Ã¼berschneiden oder gegenseitig verstÃ¤rken. Dabei ist in der
Regel von der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung auszugehen, die den hÃ¶chsten Teil-GdS
bedingt und dann im Hinblick auf alle weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu
prÃ¼fen, ob und inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird,
ob also wegen der weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen dem ersten Grad 10
oder 20 oder mehr Punkte hinzuzufÃ¼gen sind, um der Behinderung insgesamt
gerecht zu werden, wobei die einzelnen Werte jedoch nicht addiert werden
dÃ¼rfen. Leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen Teil-GdS von 10 bedingen,
fÃ¼hren grundsÃ¤tzlich nicht zu einer Zunahme des AusmaÃ�es der
GesamtbeeintrÃ¤chtigung; auch bei leichten FunktionsstÃ¶rungen mit einem Teil-
GdS von 20 ist es vielfach nicht gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des
AusmaÃ�es der Behinderung zu schlieÃ�en (vgl. VG, Teil A, Nr.Â 3 d ee).

Die bei dem KlÃ¤ger bestehenden und auf die Haft zurÃ¼ckzufÃ¼hrenden
GesundheitsstÃ¶rungen sind im Funktionssystem â��Gehirn einschlieÃ�lich
Psycheâ�� zu bewerten und nach den VG, Teil B, Nr.Â 3.7 zu beurteilen. Hiervon
sind â�� unabhÃ¤ngig von ihren diagnostischen Einordnungen â�� die
SachverstÃ¤ndigen S3 und P ebenfalls ausgegangen und haben keine
Gesichtspunkte dafÃ¼r aufgezeigt, dass die vom Beklagten durch die Bescheide
vom 5. MÃ¤rz 1991 und 16. August 2010 bindend (Â§ 77 SGG) anerkannten
SchÃ¤digungsfolgen nicht hierunter zu fassen sind. Solche sind fÃ¼r den Senat
auch sonst nicht ersichtlich.

Nach den VG, Teil B, Nr. 3.7 begrÃ¼nden Neurosen, PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen,
Folgen psychischer Traumen in Form leichterer psychovegetativer oder psychischer
StÃ¶rungen einen GdS von 0 bis 20, stÃ¤rkere StÃ¶rungen mit wesentlicher
EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit (z.Â B. ausgeprÃ¤gtere
depressive, hypochondrische, asthenische oder phobische StÃ¶rungen,
Entwicklungen mit Krankheitswert, somatoforme StÃ¶rungen) einen GdS von 30 bis
40, schwere StÃ¶rungen (z. B. schwere Zwangskrankheit) mit mittelgradigen
sozialen Anpassungsschwierigkeiten einen GdS von 50 bis 70 und mit schweren
sozialen Anpassungsschwierigkeiten einen GdS von 80 bis 100. Die funktionellen
Auswirkungen einer psychischen Erkrankung, insbesondere wenn es sich um eine
affektive oder neurotische StÃ¶rung nach F30.- oder F40.- ICD-10 GM handelt,
manifestieren sich dabei im psychisch-emotionalen, kÃ¶rperlich-funktionellen und
sozial-kommunikativen Bereich (vgl. Philipp, Vorschlag zur diagnoseunabhÃ¤ngigen
Ermittlung der MdE bei unfallbedingten psychischen bzw. psychosomatischen
StÃ¶rungen, MedSach 6/2015, S. 255 ff.). Diese drei Leidensebenen hat auch das
Bundessozialgericht in seiner Rechtsprechung angesprochen (vgl. BSG, Beschluss
vom 10. Juli 2017 â��Â BÂ 9Â VÂ 12/17Â BÂ â��, juris, Rz. 2). Dabei ist fÃ¼r die
GdS-Bewertung, da diese die EinbuÃ�en in der Teilhabe am Leben in der
(allgemeinen) Gesellschaft abbilden soll, vor allem die sozial-kommunikative Ebene
maÃ�geblich (vgl. Senatsurteil vom 12. Januar 2017 â��Â LÂ 6Â VHÂ 2746/15Â â��,
juris, Rz. 61). Bei dieser Beurteilung ist auch der Leidensdruck zu wÃ¼rdigen, dem
sich der behinderte Mensch ausgesetzt sieht, denn eine â��wesentliche
EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeitâ�� meint schon begrifflich
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eher EinschrÃ¤nkungen in der inneren GefÃ¼hlswelt, wÃ¤hrend StÃ¶rungen im
Umgang mit anderen Menschen eher unter den Begriff der â��sozialen
Anpassungsschwierigkeitenâ�� fallen, der ebenfalls in den VG genannt ist. Die
StÃ¤rke des empfundenen Leidensdrucks Ã¤uÃ�ert sich nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung des Senats auch und maÃ�geblich in der Behandlung, die der
Betroffene in Anspruch nimmt, um das Leiden zu heilen oder seine Auswirkungen zu
lindern. Hiernach kann bei fehlender Ã¤rztlicher Behandlung in der Regel nicht
davon ausgegangen werden, dass ein diagnostiziertes seelisches Leiden Ã¼ber eine
leichtere psychische StÃ¶rung hinausgeht und bereits eine stÃ¤rker behindernde
StÃ¶rung im Sinne der GdS-BewertungsgrundsÃ¤tze darstellt (vgl. Senatsurteil vom
22. Februar 2018 â��Â LÂ 6Â SBÂ 4718/16Â â��, juris, Rz. 42; vgl. auch LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 17. Dezember â��Â LÂ 8Â SBÂ 1549/10Â â��, juris, Rz.
31).

Die VG gehen somit â�� wie zuvor schon die AHP â�� bei der Feststellung des GdS
von den FunktionseinbuÃ�en aus, die aus einer Erkrankung (Behinderung) folgen.
Sie knÃ¼pfen nicht an die genaue medizinische Diagnose an und unterscheiden
nicht nach der Art der Erkrankung. Vielmehr wird allein auf das AusmaÃ� der
EinschrÃ¤nkungen in der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit oder der sozialen
Anpassungsschwierigkeiten des Betroffenen abgestellt (vgl. das vorangegangene
Senatsurteil vom 12. Januar 2017). S3 hat in medizinischer Hinsicht dazu
ausgefÃ¼hrt, dass die Beurteilung nach den funktionellen Auswirkungen
sachgerecht ist, um das mÃ¶gliche Spektrum grundsÃ¤tzlich mÃ¶glicher
funktioneller BeeintrÃ¤chtigungen abbilden zu kÃ¶nnen.

Eine Feststellungsklage (Â§ 55 Abs. 1 Nr. 3 SGG) auf Feststellung von
SchÃ¤digungsfolgen hat der KlÃ¤ger nicht erhoben. Es kommt daher nicht darauf
an, dass es fÃ¼r eine solche Feststellung der Bezeichnung der fraglichen
Erkrankung oder Behinderung aufgrund eines der allgemein Ã¼blichen
Diagnosesysteme und unter Verwendung der dortigen SchlÃ¼ssel bedarf, um sie
nachvollziehbar zu machen (vgl. zum Unfallversicherungsrecht: BSG, Urteil vom 9.
Mai 2006 â�� B 2 U 1/05 R â��, juris, Rz. 22).

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben liegt bei dem KlÃ¤ger nach Ã�berzeugung des Senats
schÃ¤digungsbedingt keine stÃ¤rker behindernde StÃ¶rung mit wesentlicher
EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit vor, wie der
SachverstÃ¤ndige S3 in seinem aufgrund ambulanter Untersuchung vom 25.
Februar 2013 â�� und damit zu Beginn des hier streitigen Zeitraums â��
herausgearbeitet hat.

Dessen SachverstÃ¤ndigengutachten ist uneingeschrÃ¤nkt verwertbar und der
BeweiswÃ¼rdigung des Senats zu Grunde zu legen. Es entspricht den formalen und
inhaltlichen Anforderungen, die an ein solches zu stellen sind. Es wurde vom
beauftragten SachverstÃ¤ndigen erstellt und die Begutachtung nicht unberechtigt
auf einen Dritten Ã¼bertragen (vgl. auch Â§ 407a Abs. 3 Zivilprozessordnung
[ZPO]). Die fÃ¼r die Begutachtung maÃ�geblichen Einzelkriterien sind in einem
sorgfÃ¤ltigen Verfahren erhoben worden, dass die Auswertung des Aktenmaterials,
die eingehende Untersuchung und die schriftliche Aufzeichnung des
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GesprÃ¤chsinhalts sowie des psychischen Befundes umfasst hat und dessen
Ergebnisse in einen Gesamtzusammenhang eingestellt worden sind (vgl. zu diesen
Kriterien: Bundesverfassungsgericht [BVerfG], Kammerbeschluss vom 14. Janaur
2015 â��Â 2Â BvRÂ 983/04Â â��, juris, Rz. 15). S3 hat seinen AusfÃ¼hrungen eine
ausfÃ¼hrliche Sichtung der Aktenlage vorangestellt, eine umfangreiche Anamnese
erhoben und hiervon deutlich getrennt seine Erhebungen bei der Untersuchung
dargestellt. Diesen hat er dann seine diagnostischen Ã�berlegungen angeschlossen
und eine abschlieÃ�ende Bewertung vorgenommen, die ausnahmslos in sein
medizinisches Fachgebiet gefallen ist. Dem SachverstÃ¤ndigengutachten haften
somit, entgegen der nachhaltig vertretenen Auffassung des KlÃ¤gers, keine
schwerwiegenden MÃ¤ngel an. Vielmehr hat der SachverstÃ¤ndige die
Begutachtung leitliniengerecht durchgefÃ¼hrt und bei seinen diagnostischen
Ã�berlegungen â�� unabhÃ¤ngig davon, wie entscheidungsrelevant diese sind (vgl.
oben) â�� die einschlÃ¤gigen Diagnosesysteme beachtet. Der SachverstÃ¤ndige P
ist ebenso wie S3 vom AMDP-System ausgegangen und hat in diagnostischer
Hinsicht dieselben PrÃ¼fungsschritte vollzogen. Dies wird daran deutlich, dass er
seine Schlussfolgerungen zu den einzelnen Punkten jeweils mit denen von S3
verglichen hat. Diagnostische MÃ¤ngel einzig des SachverstÃ¤ndigengutachtens
von S3 sind daher nicht plausibel. Allein der Umstand, dass die SachverstÃ¤ndigen
zu anderen Ergebnissen kommen, begrÃ¼ndet solche ebenfalls nicht.

Dass S3 nicht den aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand zu Grunde gelegt
hat, konnte der Senat nicht feststellen. HierfÃ¼r hat P keine Anhaltspunkte
aufzeigen kÃ¶nnen. Der Umstand, dass S3 in WÃ¼rdigung der Aktenlage und seiner
Befunde zu einem abweichenden Ergebnis gelangt, ist das einzelfallbezogene
Ergebnis seiner Begutachtung und stellt weder eine relevante Abweichung vom
wissenschaftlichen Erkenntnisstand dar, noch widerspricht es ihm.

Veranlassung, die fachliche Qualifikation des S3 in Frage zu stellen, besteht im
Ã�brigen aus anderen GrÃ¼nden nicht. Er hat auf die unsubstantiierten
MutmaÃ�ung der K2, dass er die beim KlÃ¤ger bestehende klinische Symptomatik
unterschÃ¤tzt habe, in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme im vorangegangenen
Berufungsverfahren ausfÃ¼hrlich Stellung bezogen. Er hat aufgezeigt, dass er
langjÃ¤hriger Leiter einer differenzierten Klinik fÃ¼r Psychiatrie, Psychotherapie
und Psychosomatik ist, die Ã¼ber einen stationÃ¤ren Bereich, ein tagesklinisches
Traumatherapieprogramm und eine Opferambulanz verfÃ¼gt, sodass er mit der
Diagnostik traumatisierter Patienten vertraut ist. Seine Alltagsarbeit umfasst die
Erfassung und diagnostische Einordnung von FolgestÃ¶rungen, wobei sich seine
Erfahrungen sowohl auf kurzfristig wirksame und auch langfristig einwirkende
Traumatisierungen erstrecken, wie aus seinen Ã¤uÃ�erst differenzierten
AusfÃ¼hrungen im SachverstÃ¤ndigengutachten deutlich wird.

S3 hat zum psychischen Befund ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger im Kontaktverhalten
freundlich-zugewandt und aufgeschlossen war, daneben wach, bewusstseinsklar
sowie zu Person, Ort und Zeit uneingeschrÃ¤nkt orientiert. Es zeigten sich keine
manifesten formalen DenkstÃ¶rungen, keine Hemmung oder Verlangsamung des
Denkens und keine ideenflÃ¼chtigen Ideen. Das Auffassungs- und
KonzentrationsvermÃ¶gen war altersentsprechend durchschnittlich gut, klinisch
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relevante mnestische Funktionsdefizite in Bezug auf das Kurz- und
LangzeitgedÃ¤chtnis bestanden nicht. VerstÃ¤rkt ausgeprÃ¤gte kognitive
ErmÃ¼dungszeichen wurden verneint. Die Stimmungslage war insgesamt
ausgeglichen bei nicht eingeengter emotionaler SchwingungsfÃ¤higkeit, affektiv
zeigte sich der KlÃ¤ger themenspezifisch ernst und dann auch verbittert. Der
Antrieb war situationsadÃ¤quat, das Ausdrucksverhalten affektkongruent und
durchaus lebhaft. Zusammenfassend stellt er â�� fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugend
â�� schÃ¤digungsbedingt gewissen affektive, kognitive und psychovegetative
AuffÃ¤lligkeiten fest, die sich in belastungsassoziierten Erinnerungen, einem
spezifischen Vermeidungsverhalten und SchlafstÃ¶rungen Ã¤uÃ�ern. Diese sieht er,
unter BerÃ¼cksichtigung des mÃ¶glichen Spektrums mÃ¶glicher funktioneller
BeeintrÃ¤chtigungen, als vergleichsweise blande an und ordnet sie daher einer
leichteren StÃ¶rung zu.

Diese â�� medizinische â�� Einordnung ist aufgrund der von S3 erhobenen â��
tatsÃ¤chlichen â�� (Lebens-) UmstÃ¤nde des KlÃ¤gers schlÃ¼ssig. Dieser verfÃ¼gt
Ã¼ber einen geregelten Tagesablauf, den er aktiv gestalten kann. Nach seinen
Angaben frÃ¼hstÃ¼ckt er morgens gemeinsam mit der Ehefrau, liest die Zeitung
und verbringt den Vormittag mit Gartenarbeit, Einkaufen und Werkeln in der
eigenen Werkstatt. Mittags hilft er beim Kochen und geht nachmittags Ã¤hnlichen
TÃ¤tigkeiten wie vormittags nach. Neben dem regelmÃ¤Ã�igen Zeitungslesen sieht
er tÃ¤glich bis zu vier Stunden fern und verbringt bis zu zwei Stunden am
Computer, an dem er vorwiegend Fotos und Videos bearbeitet. Er verfÃ¼gt Ã¼ber
guten Kontakt zu seinen beiden TÃ¶chtern und den noch lebenden Geschwistern,
daneben beschreibt er gute Bekanntschaften zu Leuten mit einem Ã¤hnlichen
Haftschicksal. Neben einer umfangreichen Mediennutzung ist damit ein erhaltenes
Interessenspektrum belegt, dass â�� wie die Bearbeitung von Fotos und Videos
zeigt â�� Ã¼ber die BewÃ¤ltigung der notwendigen Alltagsaufgaben deutlich
hinausgeht. Dies wird dadurch untermauert, dass von einer Kreuzfahrt mit der
Ehefrau im Oktober/November 2012 berichtet wurde, der KlÃ¤ger also zu Reisen in
der Lage gewesen ist.

Diese tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde, die das LeistungsvermÃ¶gen im Alltag
untermauern, sind unverÃ¤ndert geblieben, worauf G3 versorgungsÃ¤rztlich zu
Recht hingewiesen hat. Dem SachverstÃ¤ndigengutachten des P ist nÃ¤mlich zu
entnehmen, dass der Tagesablauf des KlÃ¤gers weiterhin keine EinschrÃ¤nkungen
zeigt. Weitergehend gegenÃ¼ber den Angaben bei S3 hat der KlÃ¤ger beschrieben,
dass er vormittags oft zu der in der Nachbarschaft wohnenden Tochter geht, dieser
im Haushalt hilft oder sich mit den beiden Enkelkindern beschÃ¤ftigt. Nach dem
gemeinsamen Mittagessen mit der Ehefrau wird noch dargelegt, dass er einmal die
Woche mit einer Gruppe zum Wandern geht oder mit dem Fahrrad fÃ¤hrt, woraus
ein sozialer RÃ¼ckzug gerade nicht herzuleiten ist. Als Hobbys werden weiterhin
das Wandern, Fahrradfahren, sich mit den Enkeln beschÃ¤ftigen, der Tochter im
Haushalt helfen, Gartenarbeiten, Reparaturen im Haus oder an ElektrogerÃ¤ten
beschrieben, sodass das erhaltende Interessenspektrum und die FÃ¤higkeit zur
aktiven Freizeitgestaltung immer noch erhalten ist. Dass der Tagesablauf des
KlÃ¤gers strukturiert ist, hat P auf die entsprechenden EinwÃ¤nde des G3 in seiner
ergÃ¤nzenden Stellungnahme selbst bestÃ¤tigt.
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In den objektiven medizinischen Befunden ergeben sich â�� worauf G3 schlÃ¼ssig
hinweist â�� ebenfalls keine wesentlichen Abweichungen. P beschreibt den KlÃ¤ger
in der Untersuchungssituation als offen und freundlich im Kontakt. Er war auch zu
dessen Untersuchungszeitpunkt bewusstseinsklar, in allen QualitÃ¤ten orientiert,
WahrnehmungsstÃ¶rungen zeigten sich ebenso wenig wie StÃ¶rungen von
Auffassung und GedÃ¤chtnis. Die Stimmung war ausgeglichen ohne Einengung der
affektiven Schwingungsbreite bei gutem Spontanantrieb. Hinweise auf eine
Antriebshemmung oder psychomotorische Verlangsamung bestanden nicht. Die von
der Ehefrau des KlÃ¤gers in ihrer schriftlichen â��Zeugenaussageâ�� gemachten
Angaben zu den EinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers entsprechen dessen Angaben
gegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen S3 und sind von diesem damit bereits
vollstÃ¤ndig gewÃ¼rdigt worden, wie S4 versorgungsÃ¤rztlich aus medizinischer
Sicht deutlich herausgestellt hat. Weiterhin haben sie Einfluss in das
SachverstÃ¤ndigengutachten des P gefunden und sind daher berÃ¼cksichtigt.

Dem SachverstÃ¤ndigengutachten E1 folgt der Senat nicht, da dieses unter
schwerwiegenden methodischen MÃ¤ngeln leidet, wie sie der SachverstÃ¤ndige S3
fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugend herausgearbeitet hat. Die SachverstÃ¤ndige hat nur
die subjektive Beschwerdeschilderung Ã¼bernommen und vermischt Befund und
Beschwerdeschilderung, was S3 schlÃ¼ssig als klassischen Begutachtungsfehler
einordnet. Denn gerade bei der Diagnostik von GesundheitsstÃ¶rungen, die
wesentlich auf einer EinschÃ¤tzung des inneren Erlebens basieren, ist die
sorgfÃ¤ltige Differenzierung zwischen beobachteten Befund und subjektiven
Beschwerdeangaben notwendig. Daneben beachtet die SachverstÃ¤ndige nicht, so
S3 weiter, dass es aus fachlicher Sicht essentiell ist, bei der Begutachtung
psychischer GesundheitsstÃ¶rungen die Beschwerdeangaben kritisch zu
hinterfragen. Es Ã¼berzeugt daher nicht, wenn der SachverstÃ¤ndige P sich
mehrfach zur StÃ¼tzung seiner AusfÃ¼hrungen auf das
SachverstÃ¤ndigengutachten E1 bezieht, ohne sich mit den aufgezeigten MÃ¤ngeln
auseinanderzusetzen. Hierzu hÃ¤tte schon nach seinen eigenen Darlegungen
Veranlassung bestanden, da er im Rahmen seiner PrÃ¼fung der Einzelkriterien der
PTBS mehrfach darauf verweist, dass die E1 einzelne Merkmale pauschal bejaht,
ohne eine tragfÃ¤hige BegrÃ¼ndung hierfÃ¼r angegeben zu kÃ¶nnen, und er ihrer
Beurteilung auch nicht ausnahmslos folgt.

Nachdem eine stÃ¤rker behindernde StÃ¶rung mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der
Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit nicht vorliegt, kommt eine hÃ¶here
EinschÃ¤tzung des GdS mit mehr als maximal 20 nicht in Betracht. Dies geht
sowohl der versorgungsÃ¤rztlichen EinschÃ¤tzung hervor wie aus der des
SachverstÃ¤ndigen S3. FÃ¼r die Richtigkeit spricht auch, dass der KlÃ¤ger seit
Jahren keine fachÃ¤rztliche oder medikamentÃ¶se Behandlung in Anspruch nimmt.
Dieser Bewertung steht nicht entgegen, dass der SachverstÃ¤ndige P darauf
verweist, dass die Psychotherapie mangels Erfolges abgebrochen worden sei,
nachdem S3 aufgezeigt hat, dass insbesondere hinsichtlich der geklagten
SchlafstÃ¶rungen durchaus eine medikamentÃ¶se Behandlung in Betracht kommen
kÃ¶nnte und der behandelnde Therapeut fraglos Befundverbesserungen gesehen
hat, was nur der KlÃ¤ger anders beurteilt.
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Die abweichende EinschÃ¤tzung des GdS durch den SachverstÃ¤ndigen P
Ã¼berzeugt schon deshalb nicht, da diese von seinen oben aufgezeigten
unverÃ¤nderten Befunden, die den Vorbefunden entsprechen, nicht gestÃ¼tzt wird.
Dies hat er in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme auf die â�� berechtigten
EinwÃ¤nde â�� gegen sein SachverstÃ¤ndigengutachten durch den
Versorgungsarzt G3 letztlich selbst eingerÃ¤umt. Soweit er an seiner EinschÃ¤tzung
nur deshalb festhÃ¤lt, weil er meint, dass die subjektiven EinschrÃ¤nkungen zu
bewerten seien, folgt der Senat dem nicht. P verkennt hier die Grenzen zwischen
medizinischer Feststellung und rechtlicher Wertung. Dies kommt schon in seinem
SachverstÃ¤ndigengutachten zum Ausdruck, wenn er betont, die objektiven
Merkmale wÃ¼rden in der Regel Ã¼ber- und die subjektiven Befindlichkeiten
unterbewertet. Indem er letztlich allein die subjektiven Beschwerdeangaben fÃ¼r
bewertungsrelevant erklÃ¤rt und meint, diese nur auf Konsistenz prÃ¼fen zu
mÃ¼ssen, versucht er hierdurch einerseits letztlich nichts anderes, als den
BeweismaÃ�stab fÃ¼r die GesundheitsstÃ¶rung bzw. deren AusmaÃ� abzusenken
und faktisch eine Glaubhaftmachung ausreichen zu lassen, was mit den rechtlichen
Vorgaben nicht in Einklang steht. Andererseits wird deutlich, dass er allein Ã¼ber
die Diagnose auf die HÃ¶he des GdS schlieÃ�en will. Selbst wenn davon
ausgegangen wird, dass sich allein darÃ¼ber eine â��stÃ¤rker behindernde
StÃ¶rungâ�� klassifizieren lÃ¤sst, Ã¤nderte dies nichts daran, dass es
Feststellungen zur â��wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeitâ�� bedarf, die wenigstens auch an objektive UmstÃ¤nde
anknÃ¼pfen mÃ¼ssen, um den geltenden BeweismaÃ�stÃ¤ben gerecht zu werden.
Wenn P stattdessen versucht, die einzelnen Diagnosekriterien der PBTS mit einem
Schweregrad zu bewerten und daraus einen Gesamt-Schweregrad ableitet, den er
dann zur Grundlage der GdS-Ermittlung nimmt, kann diese Vorgehensweise nicht
Ã¼berzeugen. Dass sie unzutreffend sein muss, wird schon daraus ersichtlich, dass
er nicht nur das Erinnerungs-, Vermeidungs- und Ã�bererregbarkeitskriterium
bewertet, sondern auch das Traumakriterium. Dessen Wertung ist indessen schon
dadurch vorgezeichnet, dass das Trauma eine gewisse Schwere erreichen muss, um
das A-Kriterium auszufÃ¼llen.

P Ã¼bersieht weiter, dass es fÃ¼r die Erfassung der subjektiven
Beschwerdeangaben des KlÃ¤gers und des Abgleichs mit der bisherigen Aktenlage
faktisch nicht der sachverstÃ¤ndigen Expertise bedarf, sondern es sich um die
Feststellung tatsÃ¤chlicher AnknÃ¼pfungstatsachen handelt, die das
Tatsachengericht im Vorfeld der BeweiswÃ¼rdigung zu treffen hat. Der
Heranziehung des medizinischen SachverstÃ¤ndigen bedarf es indessen dafÃ¼r,
den objektiven psychischen Befund zu erheben, den P fÃ¼r nicht relevant erklÃ¤rt,
sowie um die Beschwerdeangaben aus fachlicher Sicht kritisch zu hinterfragen und
dabei sorgfÃ¤ltig zwischen beobachtbaren Befunden und subjektiven
Beschwerdeangaben zu differenzieren, wie S3 schlÃ¼ssig und den rechtlichen
Vorgaben entsprechend aufgezeigt hat.

UnabhÃ¤ngig davon, dass es auf die diagnostische Einordnung vorliegend nicht
entscheidungserheblich ankommt (vgl. oben), ergibt sich aus Vorstehendem
gleichzeitig, dass die EinwÃ¤nde des P gegen die AusfÃ¼hrungen des S3 nicht
Ã¼berzeugen. Dieser hat das B-Kriterium der PTBS deshalb verneint, weil sich bei
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dem KlÃ¤ger keine Flash-Backs im Sinne von halluzinatorischem Wiedererleben
zeigen, welche P auch nicht gesehen hat. 

Daneben stÃ¼tzt sich S3 auf seine Verhaltensbeobachtung wÃ¤hrend der
Untersuchung und gleicht diese mit den subjektiven Beschwerdeangaben ab, womit
er seiner zentralen Aufgabe als SachverstÃ¤ndiger gerecht wird, da es gerade fÃ¼r
diese Feststellungen der entsprechenden Fachkenntnis bedarf, Ã¼ber die S3
verfÃ¼gt (vgl. oben). Ã�berzeugend hat dieser SachverstÃ¤ndige dargelegt, dass
der KlÃ¤ger ihm gegenÃ¼ber, ausdrÃ¼cklich â��auf konkrete Nachfrageâ��,
angegeben hat, dass bereits die Konfrontation mit bloÃ�en Klinker-WÃ¤nden
Erinnerungen auslÃ¶sen soll. Jedoch konnte der KlÃ¤ger in der
Untersuchungssituation, in der dieser durch den Blick aus dem Untersuchungsraum
heraus auf eine Klinker-Wand einer entsprechenden Exposition ausgesetzt war, das
GesprÃ¤ch unproblematisch auch mit thematischen Wechseln fortfÃ¼hren. Es wird
somit deutlich, dass der SachverstÃ¤ndige die PlausibilitÃ¤t der Angaben nicht nur
durch Testverfahren Ã¼berprÃ¼ft hat, sondern anhand naheliegender
Gegebenheiten der AuÃ�enwelt, wodurch zum einen die GrÃ¼ndlichkeit seiner
Anamneseerhebung zum Ausdruck kommt und sich zum anderen eindrucksvoll
bestÃ¤tigt, dass er zu Recht eine langjÃ¤hrige diagnostische Erfahrung fÃ¼r sich in
Anspruch nimmt. Diese Feststellungen lassen sich auch nicht dadurch entkrÃ¤ften,
dass der KlÃ¤ger seinen Vortrag dahingehend anzupassen versucht, dass nur
verklinkerter GebÃ¤ude eines bestimmten Baustils die Erinnerungen auslÃ¶sten.

Dass der Affekt bei der detaillierten Schilderung der belastenden Erinnerungen
durchweg ernst geblieben ist, wird von S3 ebenfalls vermerkt, dennoch zeigten sich
keine psychopathologischen Entgleisungen. Hinsichtlich der geklagten AlbtrÃ¤ume,
die seit der Haftzeit durchgehend bestehen sollen, weist S3 im Rahmen seiner
KonsistenzprÃ¼fung darauf hin, dass es 2007 zur Notwendigkeit einer CPAP-
Therapie gekommen ist, wobei nach Einstellung eine gute Schlafeffizienz sowie eine
normale Schlafarchitektur beschrieben wird, woraus S3 schlÃ¼ssig Zweifel an den
Angaben des KlÃ¤gers ableitet. Das belegt Ã¼berdies, dass er die Aktenlage
grÃ¼ndlich in seine Ã�berlegungen mit einbezieht. Korrespondierend hierzu wird
eine andernfalls zu erwartende TagesmÃ¼digkeit an keiner Stelle beschrieben,
Anhaltspunkte hierfÃ¼r wurden nicht befundet und der KlÃ¤ger hat selbst
angegeben, tagsÃ¼ber nicht zu schlafen.

Dass D-Kriterium hat S3, anders als P meint, nicht ohne hinreichende BegrÃ¼ndung
oder unter Ã�bergehung der von ihm erhobenen Befunde verneint, sondern
deshalb, weil er â�� Ã¼berzeugend â�� keine hinreichende PrÃ¤gnanz der
Symptomatik objektivieren konnte. Dass der KlÃ¤ger Ã¼ber den Diagnosekriterien
entsprechende Merkmale geklagt hat, ist von S3 vermerkt und bei seiner Bewertung
ausdrÃ¼cklich berÃ¼cksichtigt worden, indessen konnte er auf Befundebene keine
Hinweise auf NervositÃ¤t, Reizbarkeit, WutausbrÃ¼che oder erhÃ¶hte
Schreckhaftigkeit feststellen. SchlÃ¼ssig legt er dar, dass sich insbesondere die
behaupteten Konzentrationsdefizite nicht nachweisen lieÃ�en, nachdem der KlÃ¤ger
wÃ¤hrend der beiden jeweils mehrstÃ¼ndigen Untersuchungssitzungen ein
altersentsprechend gut ausgeprÃ¤gtes Aufmerksamkeits- und
KonzentrationsvermÃ¶gen zeigte.
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Dass das E-Kriterium (Zeitkriterium) aus bestimmten GrÃ¼nden auch bei einem
spÃ¤teren Beginn der Symptomatik erfÃ¼llt sein kann, hat S3 abstrakt nicht in
Frage gestellt und sich damit mit dem diesbezÃ¼glichen wissenschaftlichen
Erkenntnisstand, auf den P hinweist, weder in Widerspruch gesetzt, noch ist er von
diesem abgewichen. Vielmehr ist er unter AbwÃ¤gung seiner
Untersuchungsbefunde zu der Schlussfolgerung gelangt, dass es sich bei dem
KlÃ¤ger nicht um die seltene Konstellation eines verzÃ¶gerten Beginns einer
traumaassoziierten Symptomatik mit VerstÃ¤rkung der Symptomatik nach
kritischen Lebensereignissen bzw. Rollenwechsel in der Biographie (Berentung)
handelt. Im Ergebnis hat er diesen Punkt aber â�� konsequent â�� nicht weiter
vertieft, nachdem er bereits zwei weitere Kriterien verneint hat.

Letztlich hat S3 in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme auf den Umstand, dass
jedem Kliniker VerlÃ¤ufe bestens bekannt sind, in denen es unter
psychotraumatologischer Behandlung im Laufe der Therapiejahre zu immer
prÃ¤gnanteren Beschwerdebeschreibungen im Zusammenhang damit verwiesen,
dass es fachlich und methodisch zwingend ist, sorgfÃ¤ltig zwischen beobachtbaren
Befunden und subjektiven Beschwerdeangaben zu unterscheiden. Aus dieser
Erkenntnis hat er aber keine Ã¼ber seine Feststellungen im
SachverstÃ¤ndigengutachten hinausgehende (fÃ¼r den KlÃ¤ger negative)
Schlussfolgerungen gezogen, wie P zu meinen scheint.

Auf die abweichenden EinschÃ¤tzungen der E1 (zu den schon methodischen
MÃ¤ngeln ihres SachverstÃ¤ndigengutachtens vgl. oben) und des
SachverstÃ¤ndigen P kommt es aber schon deshalb nicht an, da es sich bei der
EinschÃ¤tzung des GdS nicht um eine medizinische Frage, sondern um eine
rechtliche Bewertung handelt, die dem Senat obliegt.

Lediglich ergÃ¤nzend ist darauf hinzuweisen, dass die E1 dem von ihr zitierten
Beschluss des SachverstÃ¤ndigenbeirats beim BMAS vom 6./7. November 2008 zu
Unrecht RechtsnormqualitÃ¤t beimisst und deshalb â�� rechtsirrig â�� glaubt,
lediglich eine PTBS feststellen zu mÃ¼ssen um damit die Rechtsfolge verbinden zu
kÃ¶nnen, dass ein GdS von mindestens 30 anzusetzen sei. Dem Beirat kommt aber
nach Â§ 3 Abs. 1 VersMedV nur die Aufgabe zu, das BMAS zu beraten und die
â��Fortentwicklung der Anlageâ��, also der VG â��vorzubereitenâ��. Trotz seit
2008 mehrfacher Ã�nderungen der VG ist das BMAS dem Vorschlag des Beirates
bislang nicht gefolgt und hat keine entsprechende Ã�nderung vorgenommen,
sodass sich keine Ã�nderungen in der Rechtslage ergeben haben, die zu
berÃ¼cksichtigen wÃ¤re. Es verbleibt somit (vgl. oben) dabei, dass die VG allein
fÃ¼r die gestellte Diagnose einer PTBS keinen (Mindest-)GdS vorsehen, der nicht zu
unterschreiten ist.

Ohnehin Ã¼berzeugt den Senat, wie in der vorangegangenen Entscheidung schon
dargelegt, der Ansatz des Beirates, eine PTBS immer mit einem GdS von wenigstens
30 zu bewerten, nicht. Diesem kann daher auch nicht in der Weise gefolgt werden,
dass im Rahmen einer Auslegung und Anwendung der VG bei einer PTBS immer ein
GdS von 30 anzuerkennen ist. Der Beirat weist selbst darauf hin, dass eine PTBS nur
diagnostiziert werden kann, wenn die dafÃ¼r medizinisch notwendigen Kriterien
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(der Beirat spricht gar von sechs Kriterien [A bis F]) in der gebotenen Schwere
erfÃ¼llt sind. Gerade eine Erkrankung wie die PTBS kann vielfÃ¤ltige und auch
unterschiedlich starke Auswirkungen auf die Teilhabe des Betroffenen am Leben in
der Gemeinschaft haben, worauf S3 ebenfalls hinweist. FÃ¼r die Erfassung dieser
BeeintrÃ¤chtigungen ist, wie ausgefÃ¼hrt, nicht eine Diagnose geeignet, sondern
sind die Vorgaben der VG heranzuziehen. FÃ¼r diese Verfahrensweise spricht ein
Vergleich mit anderen Bereichen des Sozialrechts. Auch dort werden die
Auswirkungen einer PTBS nicht schematisch bewertet. So gehen die medizinischen
Erfahrungswerte aus dem Recht der gesetzlichen Unfallversicherung davon aus,
dass die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE), die aus einer PTBS folgt, bei einer
im Vollbild ausgeprÃ¤gten Erkrankung lediglich â��bis zu 30â�� (also in der Regel
unter 30) betrÃ¤gt und nur besonders schwere Formen hÃ¶her bewertet werden
kÃ¶nnen (vgl. SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit,
9. Aufl. 2017, S. 170). Zwar folgt die Bewertung der MdE anderen Kriterien,
nÃ¤mlich den EinbuÃ�en auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, als der GdS, der die
Teilhabe am gesamten sozialen Leben ins Blickfeld nimmt. Aber gerade vor diesem
Hintergrund ist es kaum vorstellbar, dass eine psychische Erkrankung im
allgemeinen Leben eine hÃ¶here Bewertung erfÃ¤hrt als allein in Bezug auf das
Erwerbsleben, zumindest, wenn sie nicht zu einer schweren spezifischen
LeistungsbeeintrÃ¤chtigung in einem besonderen Segment des Arbeitsmarktes
fÃ¼hrt.

Weitere schÃ¤digungsbedingte GesundheitsstÃ¶rungen in anderen
Funktionssystemen, die mit einem GdS zu bewerten wÃ¤ren, liegen nicht vor. Der
Senat hÃ¤lt an seinen AusfÃ¼hrungen aus dem Vorverfahren fest, dass weder das
geklagte Schulter-Arm-Syndrom, noch eventuelle BandscheibenschÃ¤den auf die
Haftzeit zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind. Die Gutachterin S1, deren Gutachten der Senat im
Wege des Urkundsbeweises verwertet (Â§ 118 Abs. 1 SGG i.Â V.Â m. Â§Â§ 415 ff.
Zivilprozessordnung [ZPO]), konnte ein Schulter-Arm-Syndrom nicht befunden,
sondern hat vielmehr die Schultergelenke als frei beweglich mit einer
AbspreizfÃ¤higkeit von 180Â° beschrieben. Die BandscheibenschÃ¤digung im
WirbelsÃ¤ulensegment C6/7 mit Beteiligung der Nervenwurzel â�� so die
Gutachterin Ã¼berzeugend weiter â�� ist erst Jahrzehnte nach der Haft aufgetreten
und degenerativ, nicht aber traumatisch, bedingt. FÃ¼r die MutmaÃ�ung des
KlÃ¤gers, seine Karzinomerkrankung kÃ¶nne auf eine Bestrahlung wÃ¤hrend der
Haft zurÃ¼ckgehen, fehlt es sowohl an einer nachgewiesenen Exposition wie an
medizinischen Anhaltspunkten fÃ¼r einen solchen Zusammenhang. Ã�ber diesen
spekuliert der KlÃ¤ger lediglich aufgrund eines Zeitschriftenartikels und der
SachverstÃ¤ndige P hat zuletzt einen solchen Zusammenhang ebenfalls
ausdrÃ¼cklich verneint. Ebenso hat er die weiteren GesundheitsstÃ¶rungen,
entsprechend den Vorgutachten, ebenfalls als mit der Haftzeit in keinem
Zusammenhang stehend gesehen.

Der Teil-GdS im Funktionssystem â��Gehirn einschlieÃ�lich Psycheâ�� mit maximal
20 entspricht daher dem Gesamt-GdS und ist nicht rentenberechtigend. Eine
ErhÃ¶hung aufgrund besonderer beruflicher Betroffenheit kann der KlÃ¤ger nicht
beanspruchen, was die beiden auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 SGG gehÃ¶rten
SachverstÃ¤ndigen ebenso gesehen haben.
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Der GdS ist unter anderem hÃ¶her zu bewerten, wenn BeschÃ¤digte durch die Art
der SchÃ¤digungsfolgen im vor der SchÃ¤digung ausgeÃ¼bten oder begonnenen
Beruf, im nachweisbar angestrebten oder in dem Beruf besonders betroffen sind,
der nach Eintritt der SchÃ¤digung ausgeÃ¼bt wurde oder noch ausgeÃ¼bt wird
(Â§Â 30 Abs.Â 2 SatzÂ 1 BVG). Das ist insbesondere der Fall, wenn auf Grund der
SchÃ¤digung weder der bisher ausgeÃ¼bte, begonnene oder nachweisbar
angestrebte noch ein sozial gleichwertiger Beruf ausgeÃ¼bt werden kann (Â§Â 30
Abs.Â 2 SatzÂ 2 Nr.Â 1 BVG), zwar der vor der SchÃ¤digung ausgeÃ¼bte oder
begonnene Beruf weiter ausgeÃ¼bt wird oder der nachweisbar angestrebte Beruf
erreicht wurde, BeschÃ¤digte jedoch in diesem Beruf durch die Art der
SchÃ¤digungsfolgen in einem wesentlich hÃ¶heren AusmaÃ� als im allgemeinen
Erwerbsleben erwerbsgemindert sind (Â§Â 30 Abs.Â 2 SatzÂ 2 Nr.Â 2 BVG), oder die
SchÃ¤digung nachweisbar den weiteren Aufstieg im Beruf gehindert hat (Â§Â 30
Abs.Â 2 SatzÂ 2 Nr.Â 3 BVG).

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor, nachdem der KlÃ¤ger aufgrund seiner in
der DDR erworbenen Qualifikation zeitnah nach der Einreise in die BRD eine
Anstellung gefunden, auf einen besser bezahlten Arbeitsplatz gewechselt und sich
berufsbegleitend weitergebildet hat. Dementsprechend war er Ã¼ber einen langen
Zeitraum bei demselben Arbeitgeber bis zum Abschluss des Altersteilzeitvertrages
und dem Ã�bergang in die Altersrente beschÃ¤ftigt. Eine besondere berufliche
Betroffenheit liegt daher ebenso wenig vor, wie ein vorzeitiges Ausscheiden aus
dem Erwerbsleben aufgrund von SchÃ¤digungsfolgen. Tatsache ist nÃ¤mlich, dass
selbst die E1 festgestellt hat, dass die von ihr angenommene Verschlechterung der
Symptomatik erst mit der Berentung und damit nach bzw. durch die Aufgabe der
beruflichen TÃ¤tigkeit eingetreten ist, nicht aber deren Ursache war.

Es kann deshalb dahinstehen, dass sich aus dem Begriff der besonderen beruflichen
Betroffenheit ergibt, dass eine HÃ¶herbewertung grundsÃ¤tzlich nur fÃ¼r die Zeit
beruflicher TÃ¤tigkeit, also wÃ¤hrend des Erwerbslebens in Betracht kommt (vgl.
hierzu und zum Folgenden BSG SozR 3-3100 Â§Â 30 Nr.Â 15). Der GdS ist deshalb
noch nicht hÃ¶her zu bewerten, solange noch kein Beruf ausgeÃ¼bt wird oder auch
ohne SchÃ¤digungsfolgen noch nicht hÃ¤tte ausgeÃ¼bt werden kÃ¶nnen; er ist
nicht mehr hÃ¶her zu bewerten, nachdem die BerufsausÃ¼bung mit dem Ende der
ErwerbstÃ¤tigkeit geendet hat. Das Ende der beruflichen TÃ¤tigkeit kommt als
Grund fÃ¼r die erstmalige Zuerkennung einer beruflichen Betroffenheit dann in
Betracht, wenn es durch die SchÃ¤digungsfolgen erzwungen worden ist. Beruflich
besonders betroffen ist in diesem Fall nur, wessen Berufs- und Erwerbsleben durch
die Art der SchÃ¤digungsfolgen verkÃ¼rzt wird. Zwar ist fÃ¼r die erstmalige
Zuerkennung einer besonderen beruflichen Betroffenheit nach Ausscheiden aus
dem Berufsleben der Beweis erschwert, denn ein schÃ¤digungsbedingtes Ende
beruflicher TÃ¤tigkeit lÃ¤sst sich nach Erreichen des 60. Lebensjahres
regelmÃ¤Ã�ig nicht mehr nachweisen (vgl. Senatsurteil vom 28. Oktober 2014Â â��
L 6 VS 5037/13Â â��, juris, Rz. 60).

Weiterer Ermittlungsbedarf hat nicht bestanden. Dass die SachverstÃ¤ndigen zu
einer unterschiedlichen EinschÃ¤tzung des GdS gelangt sind, begrÃ¼ndet einen
solchen schon deshalb nicht, da es sich hierbei um keine medizinische, sondern
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eine rechtliche Frage handelt. Aber auch die inhaltlichen Differenzen haben keinen
weiteren Ermittlungsbedarf begrÃ¼ndet. Denn eine Verpflichtung zur Einholung
eines weiteren Gutachtens besteht auch bei einander widersprechender
Gutachtensergebnisse im Allgemeinen nicht. Vielmehr hat sich das Gericht im
Rahmen der BeweiswÃ¼rdigung mit den einander entgegenstehenden Ergebnissen
auseinanderzusetzen. HÃ¤lt es eines von mehreren Gutachten fÃ¼r Ã¼berzeugend,
wie hier das des S3, darf es sich diesem anschlieÃ�en, ohne ein weiteres
einzuholen. Bei einer derartigen Fallgestaltung ist fÃ¼r eine Beweiserhebung
regelmÃ¤Ã�ig kein Raum (vgl. BSG, Beschluss vom 12. Mai 2015 â�� B 9 SB 93/14 B
â��, juris, Rz. 6; Senatsurteil vom 17.Â MÃ¤rz 2016 â�� L 6 U 1518/14 â��, juris, Rz.
61).

Die Berufung konnte daher keinen Erfolg haben und war zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht gegeben, da die Voraussetzungen des
Â§Â 160Â Abs.Â 2Â SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 21.04.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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